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kann sich im Gegenzug als Ressource entpuppen;
was früher nur ein kleiner Nachteil war, kann jetzt
ein großer werden .

VI. Alltägliche Lebensführung und 
die Logik soziologischer Erklärungen

Ich möchte zum Schluß den Vorschlag machen, die
konzeptuellen Ergebnisse über die Stabilität all­
täglicher Lebensführung und ihre Voraussetzun­
gen und
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Folgen in ein allgemeines Modell einer
soziologischen Erklärungslogik einzubauen. Der
amerikanische Soziologe James S. Coleman hat
gezeigt, wie man die Mikrofundierung von Ereig­
nissen oder Verteilungen auf der Makroebene
betreiben sollte, und hat hierfür ein Modell ent­
worfen, auf das ich mich beziehen will: die soge­
nannte Colemansche Badewanne - wie das Modell
wegen seiner charakteristischen Form genannt
wird.
Folgt man seinem Weg einer soziologischen Erklä­
rung, kann man auf der Makroebene überhaupt
keine erklärende Verbindung zwischen Ereignis­
sen oder Verteilungen herstellen; entsprechend
sehen wir in der folgenden Abbildung auch keinen 
Pfeil, der von Situation 1 direkt zu Situation 2 füh­
ren würde. Die oben zitierten Transformationsfor­
scher und -forscherinnen lägen demnach mit ihrer
Erklärungsweise nicht richtig: Daß sich die DDR-
Gesellschaft zwangsläufig in eine bundesrepubli­
kanische verwandle - etwa weil sie
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in einen Prozeß

36 Indes ist es riskant, in diesem Zusammenhang von Ver­
lierern und Gewinnern zu sprechen. Obschon Herrn Fliegers
Lebensführung seiner Karriere dient, hat dieser Erfolg den 
Verzicht seiner Frau auf die ihre zur Voraussetzung, was wie­
derum Auswirkungen auf die Beziehungen der Ehepartner
zueinander hat; demgegenüber verfügt unser Herr Tikovsky
über ein Netz von sozialen Beziehungen, das durchaus als
eine Ressource für den Wiedereinstieg in die Erwerbstätig­
keit dienen kann, ihn in jedem Falle aber vor einem weiteren
Abstieg schützt und seinen Präferenzen entsprechend Le­
bensqualität bietet. Es lohnt sich, hierzu die Überlegungen
von Heinz Bude über „Die Überflüssigen als transversale
Kategorie“, in: P. A. Berger/M. Vester (Anm. 9), S. 363-382,
zum Prozeß des „Überflüssigwerdens" heranzuziehen. Dieser
besteht in Ausgrenzungen im Bereich der Arbeit, der Familie,
der sozialen Institutionen und zuletzt im Hinblick auf den 
eigenen Körper. Solange nach gescheiterten Wiedereintritts­
versuchen in den Arbeitsmarkt die Eingliederungen in den
anderen Bereichen nicht versagen, kann es gelingen, „pre­
käre Mischungen aus Inklusion und Exklusion" (S. 378) auf­
rechtzuerhalten.
37 Vgl. James S. Coleman, Grundlagen der Sozialtheorie,
Bd. 1. München - Wien 1995, S. 1 ff.

gesellschaftlicher Modernisierung eingebunden
sei würde Coleman nicht gelten lassen. Nur über
den Weg über die Akteure und ihre Interessen, so
das Credo, kann es gelingen, die Dynamik eines
sozialen Wandlungsprozesses auf der Makroebene
zu modellieren. Damit rückt das, was die Akteure
tun, in eine analytische Schlüsselposition für die
Untersuchung sozialer Prozesse.

Wenn man meine Befunde zur alltäglichen
Lebensführung von Akteuren in Colemans Modell
soziologischer Erklärungen einbaut, kann man den 
Stellenwert genauer bestimmen, den die alltägli­
che Lebensführung als Vermittlungskategorie zwi­
schen Mikro- und Makroebene, oder, wenn man
so will, zwischen Individuum und Gesellschaft hat;
man kann das, indem man den Colemanschen Weg
nachzeichnet, der über die Makroebene zum Han­
deln von Akteuren und über dessen Folgen wieder 
zurück zur Makroebene geht.

Als ersten Schritt gilt es, die Situation zu beschrei­
ben, in der unser Akteur seine Handlungsentschei­
dung treffen will. Für diese Beschreibung ist nun
nicht ein wie auch immer gearteter Blick von
außen auf die Situation hinreichend, sondern man 
muß rekonstruieren, wie der Akteur die Hand­
lungssituation wahrnimmt: es geht, wie das Hart­
mut Esser formuliert, um die Definition der 
Situation durch den Akteur selbst. Und bei dieser
Definition spielt, wie ich gezeigt habe, die alltägli­
che Lebensführung unseres Akteurs eine wichtige
Rolle: Sie dient ihm als Wahrnehmungsinstrument,
denn er macht sich seinen eigenen, lebensfüh­
rungsspezifischen Reim auf die strukturellen Para­
meter. Wenn wir an Herrn Tikovsky denken, defi­
niert er Situationen, indem er sie daraufhin
anschaut, inwieweit sie seinem Bedürfnis nach
Sozialkontakten entgegenkommen. Im zweiten
Schritt - wir sind nun auf dem Boden der Wanne -
geht es darum, wie unser Akteur seine Entschei­
dung trifft. Er tut dies, indem er auf seine eta­
blierte alltägliche Lebensführung als Entschei­
dungsregel zurückgreift. So läßt sich Herr
Tikovsky bei seinen Entscheidungen für seine
berufliche Zukunft davon leiten, seine Kollegen
nicht verlieren zu wollen. Er versucht deshalb, sei­
nen alten Arbeitsplatz zu retten; Leipzig zu verlas­
sen, um z. B. in den alten Bundesländern zu arbei­
ten, kommt für ihn schon gar nicht in Frage. Der
Einsatz solcher Entscheidungsregeln hat freilich
Folgen. Zwar spart der Akteur durch die Anwen­
dung einer in verschiedenen Situationen gut gete­
steten Regel Entscheidungskosten - wenn man so
will, kann man das auch so formulieren, daß er

38 Vgl. H. Esser (Anm. 18), S. 91 ff.
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Abbildung: Alltägliche Lebensführung im Makro-Mikro-Makro-Modell von James S. Coleman
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Alltägliche Lebensführung als (0 Alltägliche Lebensführung als
Wahrnehmungsinstrument 'v yZ Material für Selektionsprozesse

---- ©----- ► /
Akteur Handlung

Alltägliche Lebensführung als Entscheidungsregel

sich damit überhaupt erst in der Lage sieht, Ent­
scheidungen in einer unsicheren Situation treffen
zu können aber die Folgen, die die so getroffe­
nen Entscheidungen haben, kann unser Akteur
nicht mehr kontrollieren: Denn darüber entschei­
den die neuen Institutionen. Auf diese Weise
gelangen wir bei unserer Analyse wieder zur 
Makroebene zurück, indem wir uns anschauen, an
welche Institutionen die jeweiligen Handlungs­
folgen anschlußfähig sind. So führten Herrn
Tikovskys Entscheidungen ihn in die formale
Arbeitslosigkeit, während Herrn Flieger, dem Ver­
sicherungskaufmann, mit seiner Qualifikation zum
Ideologieverkauf und seinem Ehrgeiz ein Traum­
start in Richtung Berufskarriere gelang. Die alltäg­
liche Lebensführung dient damit als Ressource
oder Restriktion bei der Auseinandersetzung mit
neuen Handlungssituationen und liefert, wie ich
das ausgedrückt habe, das Material für Selektions­
prozesse. Hinter dem Rücken der Akteure ent­
scheidet sich, wo Lebensführung an gesellschaft­
liche Institutionen andocken kann und wo nicht,
und so ist die Frage, was Restriktion und was Res­
source ist, situationsabhängig und vorab nicht ent­
scheidbar. Denn die Selektionswirkung der neuen 
Institutionen ist kein Naturgesetz - auch sie resul­
tiert aus den rationalen Entscheidungen von
Akteuren, in Anbetracht ihres Organisationszieles
nur bestimmte lebensführungsspezifische Qualifi­
kationen nachzufragen. Wo es sich um das Ange­
bot von Arbeitsplätzen handelt, haben wirtschaft­
liche Organisationen eine starke Position. Von
ihnen werden Herrn Fliegers Qualifikationen
abgerufen, ihm wird eine Ausbildung und schließ­
lich die selbständige Versicherungsvertretung
angeboten. Für die Qualifikation von Herrn
Tikovsky gibt es im Augenblick keinen Markt;
wohl gibt es Bedarf für gesellschaftspolitisches
Engagement oder nachbarschaftliche Unterstüt­
zungsleistungen, aber keine Finanzierung. Als
,Anschlußangebot' bleibt die Arbeitslosigkeit.

Die Ergebnisse meiner Untersuchung sprechen
dafür, die systematische Offenheit gesellschaftli­
cher Dynamik zu betonen und machen skeptisch 
gegenüber modernisierungstheoretischen Entwick­
lungsdiagnosen. Denn es hängt nicht nur die
Reproduzierbarkeit der etablierten alltäglichen 
Lebensführung von der Selektionswirkung der
neuen Institutionen ab; auch die neuen Institutio­
nen sind darauf angewiesen, daß die Akteure
deren Bestandsbedingungen nicht gefährden.
Wenn, wie in unserem Falle, das gesamte gesell­
schaftliche Institutionensystem durch ein anderes
ersetzt wird, die individuellen Akteure ihre Ent­
scheidungen aber treffen, indem sie ein Regelsy­
stem zugrundelegen, das sie unter ganz anderen
gesellschaftlichen Umständen etabliert haben,
bleibt es offen, welche Regeln oder Verteilungen 
sich schließlich am rechten oberen Rand unserer
Badewanne finden werden.

Denn wenn man dieses Selektionsargument ernst
nimmt, kann man damit auch Veränderungen
erklären, die sich auf der Ebene von Einstellungen
messen lassen und die nicht strikt den im westli­
chen Teil Deutschlands verbreiteten Werten fol­
gen. Heiner Meulemann hat vor kurzem versucht, 
zu erklären, warum in den ersten Jahren nach der 
Wende „moralische Striktheit“, das Gewicht, das
moralischen Geboten zugemessen wird, abnahm, 
während die Wertschätzungen von „Leistung“,
„Familie“ und „Erziehungszielen der Konformi­
tät“ in den neuen Bundesländern nicht an Bedeu­
tung verloren. Obschon alle diese Werthaltungen
vom Staat oktroyiert waren, ist „der Untergang
der alten Sozialverfassung“, so Meulemann, „eine
notwendige, aber noch keine hinreichende Bedin­
gung dafür, daß von ihr geprägte Einstellungen
verschwinden. Sie können überleben, wenn sie hel­
fen, die Folgen des Untergangs zu bewältigen.“ So
seien familiale Werte und die Orientierung an kon­
ventionellen Erziehungsidealen in der Transfor-



mationsgesellschaft hilfreich, indem sie dem Han­
deln Orientierung geben - und, so muß man hinzu­
setzen, der einzelne bei ihrer Einhaltung keine 
Nachteile gewärtigen muß; die oktroyierte morali­
sche Striktheit hingegen „muß in einer Situation
zerbrechen, in der der einzelne ... selbständig
nach verinnerlichten Kriterien und mit Blick auf
kalkulierbare Sanktionen moralisch werten muß".
„Weit entfernt davon, Orientierung zu geben,
immobilisiert ... die hohe Striktheit in der plurali­
stischen Sozialverfassung.“ Dieser Befund ist mit
meinem Selektionsmodell kompatibel: Es ist nicht
so, daß sich moralisch rigide Menschen nun in
familienorientierte verwandelten; vielmehr wer­
den auf der als Selektionsmaterial angebotenen
Wertpalette diejenigen Werte positiv ausgewählt,
die zum neuen System „passen“40.

Freilich unterscheiden sich Einstellungen von all­
täglicher Lebensführung; während Einstellungen
in der Sozialforschung gerade nicht mikrofundiert
erhoben, sondern als Verteilungen oder Korrela­
tionen auf der Makroebene gemessen werden, ver­
weist alltägliche Lebensführung auf den Zusam­
menhang der Handlungen einer Person und 
zeichnet sich gerade dadurch aus, daß sie nicht ein­
fach aufgeteilt werden kann in Bestandteile, die
nicht ins neue System passen41, und solche, deren
Anschluß gelingen wird - im Blickpunkt steht das
gesamte Arrangement.

Ein letzter Blick auf die Colemansche Badewanne
zeigt dieses Problem noch einmal modell
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theore­
tisch auf: Unser Akteur muß sich auch mit seiner

39 Heiner Meulemann, Die Implosion einer staatlich ver-
ordneten Moral, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und So­
zialpsychologie, 50 (1998) 3, S. 411-441, alle Zitate Seite 437.
40 Michael Hofmann und Dieter Rink ziehen aus ihren 
empirischen Milieustudien den Schluß, daß die Anpas­
sungsleistungen der Angehörigen des Status- und karriere­
orientierten Milieus in Ostdeutschland weniger in einer Ab­
kehr von alten Denk- und Verhaltensmustern lagen als in
einer „Neubewertung und Rekombination der erworbenen
Handlungsmuster“. Siehe Michael Hofmann/Dieter Rink,
Das Problem der Mitte, in: P. A. Berger/M. Vester (Anm. 9),
S. 149-168, Zitat S. 163. Auch dieser Befund ließe sich selek­
tionstheoretisch begründen.
41 „Es sind Menschen aus Fleisch und Blut..., die aufgrund
gewisser Abkoppelungsprozesse den Anschluß ans gesell­
schaftliche System verlieren und von diesem dann nur noch
als belastendes Problem angesehen werden, das zu nichts
nutze ist und keinen Sinn macht“ (H. Bude [Anm. 36] S. 368).

eigenen Lebensführung auseinandersetzen, die
ihm durchaus als eine situationale Anforderung
entgegentreten kann. Und wenn man sich vor­
stellt, man würde eine weitere Badewanne anhän-
gen und das Modell dynamisieren, dann wird klar,
daß der Akteur die Folgen des Zusammentreffens
seiner alltäglichen Lebensführung mit den neuen
Institutionen wiederum mit denselben Mitteln 
bearbeiten wird, mit denen er bereits die Aus­
gangssituation bearbeitet hat. Die alltägliche
Lebensführung unserer Akteure bietet damit Frei­
räume und Zwänge zugleich: Sie eröffnet Hand­
lungsspielräume, indem sie ein Stück weit vor dem 
direkten Durchschlag gesellschaftlicher Verhal­
tenserwartungen schützt und damit Möglichkeiten
einräumt, neue selektionstaugliche Lösungen zu
etablieren. Gleichzeitig aber verengt sich der
Spielraum individueller Lebensführung durch die
Verhärtung des selbstentworfenen Regelsystems.

Klaus Holzkamp spricht in seiner Kommentie­
rung des Konzepts alltäglicher Lebensführung von
der Alternative einer „doppelten Möglichkeit“:
Neben dem Handeln unter gesellschaftlichen
Bedingungen stehe Handeln „in Erweiterung der
in den Bedingungen liegenden Verfügungsmög­
lichkeiten“. Wenn wir Glück haben, steckt hierfür
in der alltäglichen Lebensführung ein Potential,
das die reine Kosten-Nutzen-Rechnung und damit
die Übernahme der gesellschaftlich nahegelegten
Präferenzen von Zielen und Mitteln sprengen
kann. Doch die Befürchtungen, daß die etablierte
Lebensführung solche Handlungsspielräume zu
schnell schließt und damit in gewisser Weise
betriebsblind macht, sind leider auch nicht von der
Hand zu weisen. Frau Barzel als diejenige unter
meinen Interviewpartnern und Partnerinnen, die
den größten Abstieg erlebt hat, drückt diese
Betriebsblindheit folgendermaßen aus: „Ich
möchte mal gern in ein ganz fremdes Land, am
liebsten immer dahin, wovon ich gerade lese. Zu
den Indianern oder in die Karibik. Wo wirklich mal
Ruhe ist, Ruhe von allem. Vielleicht ist man jetzt
wie betriebsblind. Daß man so manches gar nicht
mehr sieht, was vielleicht doch da ist, und du
nimmst es gar nicht mehr wahr“.

42 Vgl. Klaus Holzkamp, Alltägliche Lebensführung als
subjektwissenschaftliches Grundkonzept, in: Das Argument,
37 (1995) 6, S. 817-846, Zitat S. 839.
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Manuela Badur

Junge Frauen aus Ostdeutschland
Individualisierungsprozesse im Zuge der deutschen Einigung

L Einleitung

Mit der deutsch-deutschen Grenzöffnung am
9. November 1989 und dem anschließenden Bei­
tritt der DDR zur Bundesrepublik haben sich die
Lebensbedingungen und biographischen Perspek­
tiven der Menschen in Ostdeutschland radikal ver­
ändert. Im Rahmen des politischen Umbruchs
kam es in kürzester Zeit zu einer Freisetzung der
Individuen aus den DDR-spezifischen Rahmenbe­
dingungen wie z. B. dem Recht und der Pflicht zur
Arbeit, der staatlichen Zuweisung von Ressourcen 
(vor allem Wohnraum), sozialpolitisch forcierter
ganztägiger Berufstätigkeit von Eltern und damit
verbundener institutionalisierter Kinderbetreuung.
Besonders die biographischen Perspektiven von
Frauen haben sich seit der Grenzöffnung verän­
dert, da die sozialpolitischen Maßnahmen, die in
der DDR auf die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf hinwirken sollten, nach dem Beitritt zur
Bundesrepublik nur noch eingeschränkt vorhan­
den waren. Die „Vereinbarkeitsmaßnahmen“ führ­
ten zu einer hohen Erwerbstätigkeit von Frauen in
der DDR, jedoch gleichzeitig auch zu einer institu­
tioneil unterstützten geschlechtsspezifischen Zu­
ständigkeit für die Familie, da sie sich in erster
Linie an Frauen richteten.

Um die mit dem politischen Umbruchprozeß ein­
hergehenden biographischen Veränderungen im
weiblichen Lebenszusammenhang empirisch zu
untersuchen, wurden im Rahmen einer Diplomar­
beit an der Universität Hamburg Interviews mit
Frauen geführt, die um den Zeitpunkt der Grenz­
öffnung herum von Ost- nach Westdeutschland

1 Der vorliegende Artikel ist eine Zusammenfassung der
Ergebnisse einer empirischen Diplomarbeit am Institut für
Soziologie der Universität Hamburg. In diesem Rahmen
wurden zwischen dem 18. September und dem 13. Dezember
1997 zehn offene, ca. einstündige Interviews geführt. Zur
Methode der Befragung vgl. Andreas Witzei, Das pro­
blemzentrierte Interview, in: Gerd Jüttemann (Hrsg.), Quali­
tative Forschung in der Psychologie, Weinheim-Basel 1985,
S. 227-255. Zur Auswertung vgl. Philipp Mayring, Qualita­
tive Inhaltsanalyse, Weinheim 19955.

gezogen sind. Sie haben den Wechsel des politi­
schen Systems gewissermaßen von heute auf mor­
gen erlebt und waren weniger den spezifischen
Transformationsproblemen in Ostdeutschland aus­
gesetzt, können also über die veränderten Lebens­
zusammenhänge in der Bundesrepublik unmittel­
bar Auskunft geben. Exemplarisch wurden hierzu
als Untersuchungsgruppe junge Frauen im Alter
von 24 bis 32 Jahren ausgewählt, da diese sich in
einer zentralen Phase der Weichenstellung für ihre
berufliche und private Zukunft befinden, in der
wesentliche, biographisch relevante Entscheidun­
gen im beruflichen und privaten Bereich getroffen
werden.

Die Auswertung der Interviews ergab, daß die
Freisetzungsprozesse aus den staatlichen Rahmen­
bedingungen der DDR und der Eintritt in die bun­
desrepublikanischen Lebensbedingungen weitge­
hend als Individualisierungsprozesse im Sinne der
Theorie von Ulrich Beck und Elisabeth Beck-
Gernsheim beschrieben werden können . Einer­
seits kommt es dabei zu Freisetzungen aus traditio-
nalen Zusammenhängen, Individuen werden ver­
stärkt auf sich selbst verwiesen und zum
„Planungsbüro“ ihrer eigenen Biographie, des
„eigenen Lebens“3. Dies bedeutet jedoch nicht
absolute Wahlfreiheit, sondern die Biographien 
werden gleichzeitig neu standardisiert, z. B. über
den Arbeitsmarkt und Konsummuster. „Indivi­
dualisierung meint zum Beispiel die Auflösung
vorgegebener sozialer Lebensformen - zum Bei­
spiel das Brüchigwerden von lebensweltlichen 
Kategorien wie Klasse und Stand, Geschlechtsrol­
len, Familie, Nachbarschaft usw.; oder auch, wie
im Fall der DDR und anderer Ostblockstaaten,
den Zusammenbruch staatlich verordneter Nor­
malbiographien, Orientierungsrahmen und Leitbil­
der. Wo immer solche Auflösungstendenzen sich

2 Vgl. Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine
andere Moderne, Frankfurt am Main 1986; Ulrich Beck/Eli­
sabeth Beck-Gernsheim, Das ganz normale Chaos der Fiebe,
Frankfurt am Main 1990.
3 Vgl. Ulrich Beck/Wilhelm Vossenkuhl/Ulf Erdmann
Ziegler, Eigenes Leben. Ausflüge in die unbekannte Gesell­
schaft

1

, in der wir leben, München 1995.
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zeigen, stellt sich zugleich die Frage: Welche neuen
Lebensformen entstehen dort, wo die alten, qua 
Religion, Tradition oder vom Staat zugewiesenen,
zerbrechen?“

II. Lebensverhältnisse von Frauen in
der DDR und in der Bundesrepublik

Die unterschiedlichen Staatsformen und die damit
einhergehenden wirtschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen in beiden deutschen Staaten
führten zu verschiedenen Möglichkeiten der
Lebensgestaltung für die Menschen. Orientiert
sich
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die Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik der
Bundesrepublik zentral an den Grundsätzen und
Erfordernissen der sozialen Marktwirtschaft, so
war die der DDR an planwirtschaftlichen Bedar-
fen ausgerichtet. Entsprechend steuerbar und vor­
hersehbar sollten auch die Lebensverläufe der
Menschen sein. Dies führte zu einer starken staat­
lichen Lenkung der Individuen in den Bereichen
Bildung, Beruf und Familie. Die SED als Staats­
partei hatte „den Anspruch, das alleinige Subjekt
der gesellschaftlichen Entwicklung zu sein“ .
Wenn dieser Anspruch auch nicht annähernd ver­
wirklicht werden konnte, so war der Einfluß staat­
licher Steuerung auf individuelle Lebensgestaltung
doch nicht unerheblich6. Staatliche Bedarfe hatten
dabei im Zweifelsfall Vorrang vor individueller 
Wahlfreiheit, dafür wurden die Individuen im
Gegenzug mit einem engmaschigen „sozialen
Netz“ entschädigt. Es gab also im Vergleich zur 
Bundesrepublik mehr Zwänge, aber auch mehr
Sicherheiten, die auf staatliche Eingriffe gründe­
ten. Den Individuen war ein Fürsorgebündnis7 mit
dem Staat auferlegt, das sie einerseits sozial absi­
cherte, andererseits aber auch ihre Entscheidungs­
spielräume bezüglich der eigenen Lebensplanung
einschränkte. Die sozialpolitischen Maßnahmen

4 Ulrich Beck/Elisabeth Beck-Gernsheim, Individualisie­
rung in modernen Gesellschaften - Perspektiven und Kon­
troversen einer subjektorientierten Soziologie, in: dies.
(Hrsg.), Riskante Freiheiten, Frankfurt am Main 1994, S. 11 f.
5 Johannes Huinink, Individuum und Gesellschaft in der
DDR - Theoretische Ausgangspunkte einer Rekonstruktion
der DDR-Gesellschaft in den Lebensverläufen ihrer Bürger,
in: Johannes Huinink/Karl Ulrich Mayer u. a., Kollektiv und
Eigensinn. Lebensverläufe in der DDR und danach, Berlin 
1995, S. 26.
6 Vgl. ebd.
7 Vgl. auch Konrad H. Jarausch, der den Begriff der „Für­
sorgediktatur“ vorschlägt. Konrad H. Jarausch, Realer Sozia­
lismus als Fürsorgediktatur. Zur begrifflichen Einordnung
der DDR, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 20/98, S. 33-
46.

führten zu einer weiblichen Normalbiographie, die
sich durch frühe Familiengründung und lebens­
lange Vollzeit-Erwerbstätigkeit auszeichnete. Die­
sem staatlich erwünschten und positiv sanktionier­
ten Lebensentwurf folgte ein Großteil der Frauen
in der DDR .

In der Bundesrepublik kam es dagegen seit den 
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sechziger und siebziger Jahren mit steigendem
Wohlstand und geringerer staatlicher Verregelung 
der Lebensläufe zu einer stärkeren Pluralisierung
von Lebensformen und zur Erosion einer Normal­
biographie hin zur „Bastelbiographie“9, die den 
Individuen - herausgelöst aus traditionalen und
familiären Zusammenhängen - ein hohes Maß an
biographischer Selbststeuerung abverlangt und
immer wieder neue Richtungsentscheidungen
erfordert.

Die verschiedenen politischen Systeme beider
deutscher Staaten ließen entsprechend unter­
schiedliche soziodemographische Strukturen ent­
stehen; die Differenzen manifestieren sich vor
allem in der Erwerbsarbeit von Frauen. Waren in
der DDR 91,2 Prozent der Frauen im erwerbsfähi­
gen Alter berufstätig oder in der Ausbildung1   12, so
betrug dieser Anteil in der Bundesrepublik trotz 
zunehmender Berufstätigkeit nur knapp 60 Pro­
zent11. Besonders groß waren die Differenzen in
der Gruppe der Frauen mit minderjährigen Kin­
dern. In der DDR waren 94 Prozent der verheira­
teten Frauen mit einem minderjährigen Kind
berufstätig (Bundesrepublik: 47 Prozent) und
immer noch 83 Prozent der verheirateten Frauen
mit drei und mehr Kindern (Bundesrepublik:
35 Prozent)1’.

Die Beschäftigungszahlen in der DDR sind vor
dem Hintergrund sozialpolitischer Maßnahmen zu
sehen, die auf das Recht und die Pflicht zur Arbeit
abzielten und möglichst eine große Anzahl von
Menschen in das Erwerbsleben einbinden sollten.
Die zahlenmäßig volle Integration von Frauen ins
Erwerbsleben wurde von der SED als Zeichen ver­
wirklichter Gleichberechtigung ausgelegt, folgte

8 Vgl. z. B. Charlotte Höhn/Jürgen Dorbritz, Zwischen In­
dividualisierung und Institutionalisierung - Familien­
demographische Trends im vereinten Deutschland, in: Bern­
hard Nauck/Corinna Onnen-Isemann (Hrsg.), Familie im
Brennpunkt von Wissenschaft und Forschung, Neuwied 1995.
9 Vgl. Ronald Hitzier, Kleine Lebenswelten - Ein Beitrag 
zum Verstehen von Kultur, Opladen 1988.
10 Die folgenden Zahlen beziehen sich, soweit nicht anders 
aufgeführt, auf das Jahr 1989.
11 Vgl. Rainer Geißler, Die Sozialstruktur Deutschlands.
Ein Studienbuch zur soziostrukturellen Entwicklung im ge­
teilten und vereinten Deutschland, Opladen 1992, S. 422 f.
12 Vgl. ebd., S. 243.
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aber in der Phase der Durchsetzung auch ökono­
mischen Gründen. Da es in der Wirtschaft an
Arbeitskräften mangelte, wurde bereits seit den
fünfziger Jahren eine zunehmende Eingliederung
von Frauen ins Erwerbsleben angestrebt und
durch eine entsprechende Gesetzgebung unter­
stützt . Gleichzeitig sollte aber einem durch die
familiäre und berufliche Doppelbelastung entste­
henden Geburtenrückgang entgegengewirkt wer­
den, so daß ab 1972 in der DDR eine Reihe sozial­
politischer Maßnahmen verabschiedet wurde, die
auf die bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf abzielten. Hierzu gehörten unter anderem
der Ausbau des Kinderbetreuungssystems, Verkür­
zung der Arbeitszeit, zusätzliche Urlaubstage für
Mütter mit mindestens zwei Kindern unter 16 Jah­
ren, bezahlte Freistellung

13

zur Pflege erkrankter
Kinder, ein voll bezahltes, sogenanntes Babyjahr
bei Fortdauer der Betriebszugehörigkeit und eine
Erhöhung des Kindergeldes . Diese Maßnahmen
waren ausschließlich im Hinblick auf berufstätige
Mütter formuliert, die Inanspruchnahme durch 
Väter war nur in Ausnahmefällen vorgesehen.

In der Bundesrepublik gab es weniger sozialpoliti­
sche Maßnahmen, Frauen in das Berufsleben voll
zu integrieren. Besonders in Zeiten hoher Arbeits­
losigkeit wurde vielmehr von einigen politischen
Kräften der Versuch unternommen, Frauen eher
vom Erwerbsleben fernzuhalten und ihnen ver­
stärkt die Rolle der Hausfrau und Mutter zuzu­
weisen15.

Heike Ellermann16 stellt in diesem Zusammen­
hang fest, daß für Frauen in der DDR die Orien­
tierung auf die Verbindung von Mutterschaft und
Beruf gesellschaftlich und politisch voll anerkannt
war und auch von den meisten Frauen angestrebt
wurde. In der Bundesrepublik gibt es dagegen eine 
Vielzahl möglicher Lebensformen für Frauen, von
denen aber keine mehrheitlich anerkannt ist.
Weder das Bild der Karrierefrau noch das der
Hausfrau ist durchweg positiv besetzt. Das Leben
der Frauen in der stärker individualisierten Gesell­
schaft der Bundesrepublik ist in diesem Sinne vor­
bildlos.

13 Vgl. Gisela Helwig, Gleiche Rechte - doppelte Pflichten.
Frauen in der DDR, in: dies. (Hrsg.). Rückblicke auf die
DDR. Festschrift für Ilse Spittmann-Rühle, Köln 1995,
S. 197-207.
14 Vgl. ebd., S. 199.
15 Vgl. Elisabeth Beck-Gernsheim, Frauen zurück in die
Familie?, in: WSI-Mitteilungen, 34 (1984) 1, S. 23-32.
16 Vgl. Heike Ellermann, Bundesdeutsche Hausfrau? Nie
im Leben! Eine Studie zum Selbstverständnis von Frauen in
Ost und West, Berlin 1995.

III. Drei Kurzprofile

Auf der Basis der Interviews wurden in einer

14

Ein­
zelfallbetrachtung Kurzprofile erstellt. Sie fassen
die biographische Entwicklung der Befragten in
bezug auf Ausbildung/Beruf und Privatleben vor
und nach der Wende zusammen, so daß Individua­
lisierungstendenzen anhand von prägnanten le­
bensgeschichtlichen Merkmalen bereits in den ein­
zelnen Fallgeschichten sichtbar werden. Drei
dieser Kurzprofile sollen an dieser Stelle vorge­
stellt werden. Dem Kurzprofil wird jeweils ein
Zitat aus dem Interview vorangestellt, mit dem 
das persönliche Erleben der sich verändernden
Lebenszusammenhänge charakterisiert werden 
kann .

Vivien Koch, 26 Jahre, selbständige Friseurmei­
sterin:

„Im Augenblick bin ich eben mehr so’n Einzel­
kämpfer, daß ich mir sage, ich mach’ halt erstmal
meinen Beruf. “

Frau Koch kommt aus einem kleinen Ort in der
Nähe von Cottbus, ihre Eltern haben in der DDR
als Textilgestalterin und Kranschlosser gearbeitet
und sind zum Zeitpunkt des Interviews arbeitslos.

Nach dem Schulabschluß im zehnten Schuljahr 
begann Frau Koch in ihrem Heimatort eine Aus­
bildung als Friseurin. Eineinhalb Jahre später wird
die deutsch-deutsche Grenze geöffnet. Frau Koch
beschließt spontan, zusammen mit ihrem damali­
gen Freund nach Westdeutschland zu ziehen, um
dort die Ausbildung zu beenden. Im Januar 1990
heiraten die beiden, zwei Tage später ziehen sie
um nach Regensburg in die Wohnung von Onkel
und Tante des Ehemanns. Die Wohnmöglichkeit 
bei den Verwandten ist mit deren Pflege verbun­
den. Frau Koch beschreibt die erste Zeit in West­
deutschland aus verschiedenen Gründen als
schwierig: die Pflege der Verwandten, die sie vor­
her kaum kannte; eingeschränkte finanzielle Mög­
lichkeiten und Eingewöhnungsschwierigkeiten auf 
den neuen Arbeitsstellen. Erst im dritten Anlauf
findet Frau Koch eine Ausbildungsstelle, die ihr
zusagt. Sie schließt die Ausbildung mit dem Gesel­
lenbrief ab und besucht nach einiger Zeit die Mei­
sterschule in Nürnberg. In dieser Zeit zieht ihr
Mann zurück nach Ostdeutschland, um dort als
selbständiger Friseur zu arbeiten. Frau Koch
bewirbt sich mit dem neu erworbenen Meistertitel

17 Zur Anonymisierung der Daten wurden die Personen
umbenannt.
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auf Geschäftsführerinnenstellen. Sie arbeitet in
dieser Funktion vier Monate in einem Geschäft in
Travemünde, danach in einem neu eröffneten
Salon in Lübeck. Hier entsteht die Idee, sich selb­
ständig zu machen. In Hamburg findet Frau Koch
dafür einen geeigneten Laden.

Frau Koch beurteilt ihre persönliche Entwicklung
seit dem Umzug zwar positiv und beschreibt ihren
beruflichen Werdegang als Karriere, sie betont
aber gleichzeitig ihren hohen Arbeitsaufwand und
geringen Verdienst als selbständige Friseurin. Als
weitere Belastung nennt sie das erhebliche finan­
zielle Risiko. Frau Koch bedauert, daß mit ihrem 
beruflichen Engagement der familiäre und part­
nerschaftliche Bereich zunächst in den Hinter­
grund getreten sind.

Sie wünscht sich für die Bundesrepublik kosten­
lose und umfassende Kinderbetreuungsmöglich­
keiten, wie sie es aus der DDR kennt, damit sie
auch in Zukunft als Mutter weiter berufstätig sein
könnte. Die Beziehung zu ihrem Ehemann ist zur 
Zeit des Interviews durch die räumliche Trennung
sehr eingeschränkt. Sie sieht ihn etwa einmal im
Monat.

Anke Schramm, 28 Jahre, Diplompädagogin:

„Die Möglichkeit, hierher gekommen zu sein, und
die Grenzöffnung waren für mich, sozusagen,
nochmal ganz andere Schritte in die Welt zu tun.
Also 'ne totale Horizonterweiterung. Also sozusa­
gen mit einem Schlag eine viel, viel größere Zahl an
Möglichkeiten der Lebensbewältigung zu haben.
Also nicht mehr nur drei Auswahlmöglichkeiten,
sondern jetzt ’ne wahnsinnige Auswahl. Und darin
ist ’ne Chance, und das andere ist, daß natürlich die
Auswahl auch zwingt, Entscheidungen zu treffen.
Und das war nicht immer leicht, aus dieser Auswahl
dann auch das Richtige zu wählen, und sich nicht
zu verzetteln. “

Frau Schramm ist aufgewachsen in einer branden-
burgischen Kleinstadt. Ihr Vater war in der DDR
Berufsoffizier (Zivilverteidigung), ihre Mutter
Krippenerzieherin.

Frau Schramm absolvierte in Brandenburg ihr Abi­
tur und zog dann nach Dresden, um dort
Geschichte für das Lehramt in Verbindung mit
Freundschaftspionierleitung zu studieren. Nach­
dem sie einige Semester studiert hat, wird die
deutsch-deutsche Grenze geöffnet. Im Rahmen des
Einigungsprozesses wird schnell deutlich, daß es
ihre Studienfächer in der alten Form zukünftig

18 In diesem Fach wurden Studentinnen auf spätere Lei­
tungsaufgaben bei den Jungen Pionieren vorbereitet.

nicht mehr geben wird. Da der Umstrukturierungs­
prozeß an der Universität in Dresden sehr langsam
und mit vielen Unklarheiten vonstatten geht, 
beschließt Frau Schramm, in Hamburg Diplompäd­
agogik zu studieren. Im Oktober 1991 zieht sie aus
diesem Grund von Dresden nach Hamburg. Hier
lebt sie zunächst in einer Wohngemeinschaft, spä­
ter zieht sie mit ihrem Partner zusammen. Während
des Studiums verbringt sie ein halbes Jahr in Irland. 
Zur Zeit des Interviews hat sie ihr Studium abge­
schlossen und arbeitet in Süddeutschland in einem 
Projekt zur Organisation innerbetrieblicher Füh­
rungsstrukturen. Ihr Partner lebt zunächst weiter in
der gemeinsamen Wohnung in Hamburg, sie sehen 
sich an den Wochenenden.
Frau Schramm beschreibt den politischen
Umbruch für sich als „Lernfeld“. Sie hatte sich in
der DDR weitgehend mit dem politischen System
identifiziert und erlebte den Fall der Mauer und
die unmittelbaren Folgen zunächst als „totalen
Schock“. Inzwischen ist sie jedoch der Meinung,
daß beide politischen Systeme Vor- und Nachteile 
mit sich bringen. Durch den politischen Umbruch
haben sich für sie mehr Möglichkeiten eröffnet, es
gibt aber auch mehr Unsicherheiten in ihrem 
Leben. Ihre persönliche Entwicklung beurteilt
Frau Schramm letztlich doch positiv. Sie hat einen 
zufriedenstellenden Berufseinstieg gefunden und
plant für das nächste Jahr ihre Hochzeit. Frau
Schramm wünscht sich, eines Tages nach Ost­
deutschland zurückzukehren, um ihre beruflichen 
Kenntnisse dort einzubringen.
Ines Flusser, 32 Jahre, Krankenschwester:
„Also drüben war es so, daß du mit zwanzig Kinder
haben mußtest und Familie, und das war’s dann. “

Frau Flusser ist geboren und aufgewachsen in
Dresden. Ihre Mutter arbeitet als Verkäuferin, ihr
Vater ist Büroangestellter.
Frau Flusser erlernte nach dem Verlassen der 
Polytechnischen Oberschule in Dresden den Beruf
der Krankenschwester. Während der Ausbildung
heiratete sie und zog danach mit ihrem Mann nach
Ostberlin. Die Ehe wurde nach kurzer Zeit
geschieden und Frau Flusser beschloß, nach West­
deutschland zu ziehen, wo bereits ihre Schwester
wohnte. Sie wünschte sich Reisefreiheit und einen 
höheren Lebensstandard. Bei Auslandsaufenthal­
ten fühlte sie sich als DDR-Bürgerin als „Mensch
zweiter Klasse“ behandelt.
Für Frau Flusser ergibt sich Anfang 1989 die Mög­
lichkeit, über einen Besuchsantrag aus der DDR
auszureisen. Sie lebt in Westdeutschland zunächst
in einem kleinen Ort bei Köln in der Nähe ihrer
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Schwester und zieht nach einigen Jahren nach
Hamburg, da sie das Leben in der Großstadt
bevorzugt. Sie arbeitet hier als Anästhesieschwe­
ster auf der Intensivstation, eine Position, auf die
sie sich durch betriebliche Fortbildungsangebote
spezialisiert hat.
Frau Flusser lebt in Hamburg zunächst allein, lernt
aber bald ihren späteren Mann kennen. Zur Zeit
des Interviews lebt sie mit ihrem Ehemann in
einer Wohnung, für die Zukunft wünscht sie sich
Kinder. Frau Flusser ist, wie sie es nennt, nicht
„karrieresüchtig“, möchte aber nach einer eventu­
ellen Unterbrechung der Berufstätigkeit für die
Kinderbetreuung wieder erwerbstätig sein.
Sie beurteilt ihre persönliche Entwicklung nach
dem Fortgang aus der DDR als positiv, glaubt 
aber, daß sich die Situation für Frauen seit der
Grenzöffnung insgesamt verschlechtert habe.
Besonders alleinerziehende Frauen mit Kindern 
leben ihrer Meinung nach gegenwärtig am Exi­
stenzminimum.

IV. Positive und negative Erlebnisbe­
reiche in beiden politischen Systemen

Durch die Grenzöffnung und den Umzug ergaben
sich für die Frauen neue Chancen der Lebensgestal­
tung, aber auch neue Risiken und Unsicherheiten.
Die Frauen beurteilen die politische Wende und die
damit für sie verbundenen Veränderungen der
Lebensverhältnisse in der Summe weitgehend posi­
tiv. Dennoch hatte das Leben in der DDR wie auch
in der Bundesrepublik für alle Frauen positive und
negative Aspekte, die im folgenden fallübergrei-
fend zusammengefaßt werden.
Das Leben in der DDR zeichnete sich einerseits
durch eine Stabilität der Lebensperspektiven aus,
wurde andererseits aber auch durch Zwänge, 
bedingt durch das Herrschaftssystem, reglemen­
tiert. Als positive Erlebnisbereiche wurden vor 
allem Aspekte der sozialen Sicherheit genannt,
wie z. B. eine lebenslange Arbeitsplatzgarantie
und die Vollversorgung mit staatlich finanzierten
Kinderkrippen-, Kindergarten- und Hortplätzen.
Dadurch ergab sich eine gute Vereinbarkeit von
Erwerbsarbeit und Familie - ein Tatbestand, der
von den Frauen positiv hervorgehoben wird.
Berufstätig zu sein ist auch für das gegenwärtige
Selbstbild der Interviewpartnerinnen wichtig.
Als negativ wurden vor allem die staatlichen
Repressionen und politisch motivierte staatliche

Reglementierungen z. B. im Bildungs- und Berufs­
system der DDR empfunden. Der Zugang zu Aus­
bildungsplätzen und vor allem zu Abitur und
Studium war abhängig von informellen Beziehun­
gen und politischer Loyalität. So war mehreren
Interviewpartnerinnen der Weg zum Abitur von
vornherein versperrt - z. B. aufgrund einer Kir­
chenmitgliedschaft -, ein Umstand, der als Unge­
rechtigkeit und als Willkür empfunden wurde. Je
höher der angestrebte berufliche Status, desto 
wichtiger und unentbehrlicher wurde die Partei­
mitgliedschaft in der SED oder zumindest in einer
der Blockparteien.
Darüber hinaus kritisieren die Befragten auch die
fehlende Medienvielfalt und unzureichende Rei­
sefreiheit. Im Vergleich zum Leben in der Bun­
desrepublik gab es nach Ansicht der interviewten
Frauen in der DDR weniger Wahlfreiheiten in
bezug auf die Gestaltung des eigenen Lebenswe­
ges. Die Vereinbarung von (früher) Mutterschaft
und Erwerbstätigkeit wurde sozialpolitisch for­
ciert und war zusätzlich als gesellschaftliche Norm
verankert : „Gut, man mußte wieder arbeiten, . . .
also die Möglichkeit, daß man sagen konnte, ich
bleibe jetzt aber Zuhause und ziehe meine Kinder
groß, das war 'ne Sache, die haben sich ganz
wenige nur geleistet, weil man wußte, man wurde
auch ein bißchen scheel angeschaut“ (Bibliothe­
karin, 32 J ). Die Familie hatte auch unabhängig 
von politischen Leitbildern in der DDR einen
hohen Stellenwert, da in diesem Rahmen private
Netzwerke geschaffen wurden, auf die der Staat
keinen Zugriff hatte.
Das Leben in der Bundesrepublik wird zunächst
durch einen Zuwachs von Entscheidungsspielräu­
men charakterisiert: „Vorher war der Lebensweg
so geplant, und dann konnte man auf einmal frei
entscheiden, was man machen wollte, das war für
mich nur positiv“ (Friseurmeisterin, 26 J.). Die
Frauen begrüßen die inhaltliche Vielfalt berufli­
cher Möglichkeiten - der berufliche Status der 
Mehrzahl der Frauen hat sich seit dem Umzug ver­
bessert -, gleichzeitig wird jedoch festgestellt, daß
es in Westdeutschland schwieriger ist, in Führungs­
positionen zu gelangen.
Die neuen Freiheiten bringen jedoch auch neue 
Risiken mit sich: Angst vor Arbeitslosigkeit und
dem damit verbundenen sozialen Abstieg werden 
von der Mehrzahl der Frauen in den Interviews
thematisiert.
Auffällig ist eine nach wie vor starke Familien­
orientierung der Frauen. Alle befragten Frauen

19 Siehe auch das Zitat im Kurzprofil Flusser.
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wünschen sich für die Zukunft Kinder, jedoch
erst, wenn sich ihre berufliche Lage stabilisi

20

ert
habe und ausschließlich im Rahmen einer festen 
Partnerschaft oder Ehe. Sie wären dann bereit, ihr
berufliches Engagement vorübergehend zurückzu­
stellen und vermehrt für Kinder und Familie zu
sorgen. Alle möchten jedoch nach einer gewissen
Zeit auch wieder berufstätig sein. Die Vorstellung,
alleinerziehende Mutter zu sein, ist für keine der
Frauen erstrebenswert und löst existentielle
Ängste aus: „Ich möchte auch mal ein Kind, aber
es ist wirklich also die Existenzangst da. Den Job
zu verlieren. Oder Geld. . . Tagesmutter, das ist
alles teuer, ne. Aber ich denk’ mal, mit 32 kann
man da noch hoffen“ (kaufmännische Angestellte,
32 J.). Unter den Rahmenbedingungen in West­
deutschland ist der Kinderwunsch nicht zuletzt aus
ökonomischen Gründen an eine stabile Partner­
schaft gebunden.
Die Interviewpartnerinnen schreiben sich qua 
Geschlecht in erster Linie selbst die zukünftige 
Aufgabe oder zumindest die Organisation der Kin­
derbetreuung zu, nur eine von zehn Frauen sieht
den Partner in diesem Bereich als in gleichem 
Maße zuständig. Die Entwicklung zur „Karriere­
frau“ oder „Hausfrau“ kann unter diesen Umstän­
den in der Bundesrepublik leicht zur Grund­
satzentscheidung werden, da aufgrund der
unzureichenden bzw. privat zu finanzierenden Kin­
derbetreuungsmöglichkeiten die Berufstätigkeit
von Frauen mit kleinen Kindern erschwert wird.
Berufliche und familiäre Pläne werden in der Bun­
desrepublik daher eher nacheinander verwirklicht,
während junge Frauen in der DDR vielfach bereits
in der Ausbildungsphase ihr erstes Kind beka­
men . Alle befragten Frauen sind entsprechend
der weiblichen Normalbiographie in der DDR
gleichzeitig familien- und berufsorientiert, die
Durchsetzung dieser Doppelorientierung gestaltet
sich aber in der Bundesrepublik schwierig.

V. Individualisierungsprozesse im
Zuge der deutschen Einigung

Die Ergebnisse der Untersuchung sind in weiten
Teilen mit der Individualisierungsthese von Ulrich

20 Eine Frau war zum Zeitpunkt des Interviews schwanger,
eine andere hatte ein zweijähriges Kind.
21 So bekamen in der DDR ca. ein Drittel der Studentinnen
während ihres Studiums ein Kind. Das durchschnittliche 
Heiratsalter lag 1989 in der DDR bei 22,6 Jahren, in der
Bundesrepublik bei 25,5 Jahren.

Beck und Elisabeth Beck-Gernsheim zu vereinba­
ren. Die Einschätzung, daß die Grenzöffnung eine
Freisetzung aus traditionalen Vorgaben bewirkt
hat und sich neue Möglichkeiten der Lebensgestal­
tung eröffneten, zieht sich fallübergreifend durch 
die Interviews: „Man kann sein Leben anders in
die Hand nehmen“, „ein bunteres Leben führen“,
„man hat mehr Möglichkeiten, die Freiheiten sind
anders. “

Es gibt jedoch auch neue Risiken, die das Handeln
der Frauen mitbestimmen: das Problem der dro­
henden Arbeitslosigkeit und existentielle Ängste 
aufgrund der im Vergleich zur DDR weniger
umfassenden sozialen Absicherung durch den 
Staat.
Durch die Grenzöffnung und den Umzug vollzieht
sich für die Frauen tendenziell ein Wandel von der
Normal- zur Bastelbiographie. Der in der DDR
verbreitete Lebensentwurf von früher Familien­
gründung und paralleler lebenslanger Erwerbstä­
tigkeit ist in Westdeutschland schwieriger zu ver­
wirklichen; außerdem gewinnen auch andere
Lebensformen im jungen Erwachsenenalter an
Attraktivität, wie zum Beispiel allein oder in einer
Wohngemeinschaft zu leben. Diese Lebensformen
waren in der DDR weniger verbreitet, da Woh­
nungen bevorzugt an Familien oder Paare verge­
ben wurden. Es kommt in der Bundesrepublik im
Vergleich zur DDR also zu einer stärkeren Plurali-
sierung von Lebensformen in dieser Altersgruppe.
In den Interviews zeigt sich, daß der Arbeitsmarkt
als Motor von Individualisierungsprozessen wirkt
und die Biographien gleichzeitig auf eine neue 
Weise standardisiert. Beruf und Ausbildung haben 
im Leben der jungen Frauen zunächst Priorität,
um die Gefahr der Arbeitslosigkeit möglichst
gering zu halten. Die gegenwärtige Situation auf 
dem Arbeitsmarkt erfordert nicht selten Wohn­
ortswechsel für eine Stelle oder einen Ausbil­
dungsplatz. Die geographische Mobilität trennt die
Frauen wiederum von ihren Partnern und
erschwert bzw. verzögert die angestrebte Familien­
gründung. Die Mehrzahl der Frauen vermutet, daß
sie bereits ein Kind hätten, wenn die DDR weiter
fortbestanden hätte.
In bezug auf Geschlechterverhältnisse und Fami­
lienstrukturen sind die Individualisierungsprozesse
jedoch widersprüchlich. Hie

21

r kommt es in der 
Bundesrepublik nicht nur zu Freisetzungen, son­
dern teilweise auch zu Rückbindungen an traditio­
nelle Familienformen. Einerseits wird das junge
Erwachsenenalter in der Bundesrepublik zu einer
eigenen Lebensphase mit vielfältigen Optionen
jenseits von Familienplanung. Insofern sind die



Frauen aus den früheren Geschlechtszuweisungen
in der DDR freigesetzt, die mehr oder weniger
normative Wirkung hatten. Andererseits wün­
schen sich längerfristig alle befragten Frauen eine
Familie mit Kindern oder schließen dies für sich
zumindest nicht aus. Unter den Rahmenbedingun­
gen der Bundesrepublik soll der Kinderwunsch 
aber nur innerhalb einer festen Partnerschaft ver­
wirklicht werden, außerdem sollte die finanzielle
Absicherung der Familie gegeben sein. Diese Aus­
sagen weisen auf eine eingeschränkte Wahlfreiheit 
bezüglich der Realisation des Kinderwunsches in
der Bundesrepublik hin. Außerdem zeichnet sich
über die Realisation des Kinderwunsches eine
Rückbindung an die traditionale Form der Familie
als Wirtschaftsgemeinschaft ab, da die Frauen in
erster Linie sich selbst die Aufgabe der Kinderbe­
treuung zuschreiben und in dieser Zeit bereit
wären, ihre Berufstätigkeit vorübergehend auszu­
setzen oder zeitlich zu reduzieren. Die daraus
resultierenden schlechteren beruflichen Chancen 
und die ökonomische Abhängigkeit vom Partner
werden dabei wenig reflektiert. Einige der Frauen
wünschen sich zwar mehr staatlich finanzierte Kin­
derbetreuungsmaßnahmen, letzlich wird jedoch
die Organisation der Kinderbetreuung als indi­
viduelles und nicht als institutionelles Problem 
gesehen.

VI. Fazit

Die Grenzöffnung wurde von den befragten
Frauen vor allem als Zugewinn an Freiheit in vie­
len Bereichen erfahren. Dennoch gibt es auch
Momente der positiven Rückbesinnung auf 
Lebensbereiche in der DDR. Auffällig ist vor
allem die Doppelorientierung der Frauen auf 
Beruf und Familie - zwei Lebensbereiche, die in

der DDR durch eine Vollversorgung mit staatlich
finanzierten Kinderbetreuungsmöglichkeiten rela­
tiv gut zu vereinbaren waren. Die in der DDR
sozialisierten Frauen möchten auch in Zukunft auf 
keinen dieser Lebensbereiche verzichten; es zeigt
sich aber, daß berufliches Engagement und die
Phase der Familiengründung unter den Systembe­
dingungen in der Bundesrepublik nur schwer zu
koordinieren sind.

Es sind also politische und betriebliche Maßnah­
men angezeigt, die es Frauen und Männern erlau­
ben, berufliches und familiäres Engagement in
Zukunft besser miteinander zu vereinbaren. Anzu­
streben sind zum Beispiel flexiblere Arbeitszeit­
modelle, so daß Erwerbs- und Hausarbeit besser
aufgeteilt werden können und die Eltern dennoch
mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen, als dies
in der DDR möglich war. Außerdem sind umfas­
sendere und auch mit geringen Einkommen finan­
zierbare Kinderbetreuungsmöglichkeiten erforder­
lich, so daß gegebenenfalls ein Kinderwunsch auch
jenseits der finanziellen Absicherung im Rahmen
einer Ehe verwirklicht werden kann.

Die von Elisabeth Beck-Gernsheim 1984 gestellte
Forderung nach einer „Politik der neuen Väter­
lichkeit“  3st nach wie vor aktuell. Noch immer 
wird Frauen wie selbstverständlich der Bereich der
Familie und das damit verbundene Vereinbarkeits­
problem zwischen beruflichem und familiärem 
Bereich zugeordnet. Haben sich Frauen mit der
Beteiligung am Erwerbsleben Elemente vormals 
männlicher Biographiemuster angeeignet, so gibt
es nach wie vor nur wenige Männer, die im Gegen­
zug ein Stück vom „Dasein für andere“2' über­
nehmen.

22 E. Beck-Gernsheim (Anm. 15).
23 Vgl. dies., Vom „Dasein für andere“ zum Anspruch auf 
ein Stück „eigenes Leben“. Individualisierungsprozesse im
weiblichen Lebenszusammenhang, in: Soziale Welt, 34 (1983)
3, S. 307-340.
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Bernhard Boll/Kimberly Crow/Bernd Hofmann/Everhard Holtmann

Sozialprofil und Einstellungen der Mitglieder
von Parteien in Ostdeutschland

am Beispiel Sachsen-Anhalts

der Traditionsmilieus“ und „Krise der Volkspar-
I. Einleitung: Parteien in Ostdeutsch- teien“ diskutiert wird und durch die Einigung kei-

land - angepaßt oder eigenständig? neswegs zum Stillstand gekommen ist. Es ist also
--------------------------------------------------------------- nicht von vornherein auszuschließen, daß das west­

deutsche Modell

1

sich im Zuge seiner Erweiterung
nach Ostdeutschland und in seiner neuen Gestalt

Die Frage, welche Folgen die Vereinigung für das
deutsche Parteiensystem (gehabt) hat, bleibt auch
am Ende des ersten Jahrzehnts seit dem Einigungs­
jahr 1990 aktuell. Während die Gemeinsamkeiten
zwischen Ost- und Westparteien gewöhnlich als das
Ergebnis einer geräuschlosen Assimilierung der
1989/90 aufkeimenden Parteikerne sowie der von
der DDR (unterlassenen Blockparteien - der
Demokratischen Bauernpartei Deutschlands
(DBD), der Christlich Demokratischen Union 
(CDU), der Liberal-Demokratischen Partei
Deutschlands (LDPD) und der National-Demo­
kratischen Partei Deutschlands (NDPD) - an das
westdeutsch geprägte Parteiengefüge gedeutet
werden, sind andererseits fortdauernde Eigenhei­
ten ostdeutscher Landesparteien erkennbar, wie
zum Beispiel ihre überwiegend relativ schmalen 
Mitgliederbestände, aber auch latente Konflikte
zwischen Alt- und Neumitgliedern. Andere Unter­
schiede, die etwa auf ein anderes Politikverständnis
abheben, beruhen weithin auf Vermutungen.

Solche Eigenheiten spiegeln einesteils organisato­
rische Weichenstellungen und politische Erfahrun­
gen der Situation der Wende wider. Anderenteils
haben sie sich aber auch erst später ausgeformt.
Wollte man diese Eigenheiten ostdeutscher Lan­
desparteien (worunter wir im folgenden die PDS
und die ostdeutschen Landesverbände der ande­
ren bundesweit vertretenen Parteien rechnen)
pauschal zu „Abweichungen“ erklären, würde
man weder der Wirklichkeit des Parteiengefüges
in den neuen Bundesländern noch der Entwick­
lungsdynamik des gesamtdeutschen Parteiensy­
stems gerecht. Denn einesteils sind ostdeutsche
Landesparteien, wie wir im folgenden zeigen kön­
nen, nicht lediglich bloße Nachbildungen des west­
deutschen Referenzmodells. Zum anderen wird
häufig übersehen, daß eben dieses westdeutsche 
Parteiensystem seit längerem einem Strukturwan­
del unterliegt, der unter Stichworten wie „Erosion

als gesamtdeutsches Parteiensystem substantiell
verändert hat.

Diese Annahme einer „Differenz in der Einheit“
wird sowohl durch Analysen des Wählerverhal­
tens1 als auch durch vergleichende Auswertungen 
der Wahlprogramme der Bundestagsparteien3 ge­
stützt.

So zeigt ein Blick auf die zahlenmäßigen Stärkever­
hältnisse im Zeitverlauf seit 1990, daß die ostdeut­
schen Zweigorganisationen den Trend einer insge­
samt rückläufigen bzw. neuerdings stagnierenden
Mitgliederbewegung mit entweder über- oder
unterdurchschnittlichen Abweichungen mitvollzo­
gen haben (Tabellen 1 bis 3). Hinlänglich bekannt
ist auch, daß die ostdeutschen Parteien, mit Aus­
nahme der PDS, aufgrund ihres sehr viel geringe­
ren Mitgliederaufkommens gesellschaftlich nur 
schwach verankert sind. Dies wird gemeinhin zu
Recht als Einschränkung des politischen Aktions­
radius gedeutet. Doch könnte sich ja gerade die
„schlanke“ Parteiorganisation im Osten Deutsch­
lands aus Mitgliedern mit speziellen sozialen Merk­
malen und speziellen Einstellungen rekrutieren.

1 Vgl. Franz Urban Pappi, Sozialstruktur, gesellschaftliche
Wertorientierungen und Wahlabsicht, in: Politische Viertel­
jahresschrift (PVS), 18 (1977), S. 195 ff.; Franz Urban Pappi/
Michael Terwey, The German Electorate: Old Cleavages and
New Political Conflicts, in: Herbert Döring/Gordon Smith
(Hrsg.), Party Government and Political Culture in West
Germany. London 1982, S. 174 ff.; Steffen M. Kühnel/Michael 
Terwey, Einflüsse sozialer Konfliktlinien auf das Wahl­
verhalten im gegenwärtigen Vierparteiensystem der Bundes­
republik, in: Walter Müller/Peter Ph. Mohler/Eberhard
Erbslöh/Martina Wasmer (Hrsg.), Blickpunkt Gesellschaft.
Opladen 1990, S. 63 ff.
2 Vgl. hierzu die Bundestagswahl-Analysen der For­
schungsgruppe Wahlen für 1990 (FGW-Bericht 61). 1994
(FGW-Bericht 76) und 1998 (FGW-Bericht 91).
3 Vgl. Andrea Volkens, Parteiprogramme und Polarisie­
rung. in: Oskar Niedermayer (Hrsg.), Intermediäre Struk­
turen in Ostdeutschland, Opladen 1997, S. 215 ff.
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Tabelle 1: Parteimitglieder in Westdeutschland (1990-1998)
B'90/Grüne SPD FDP CDU

1990 40 049 911 583 71 368 655 200
1991 37 533 890 287 77 566 641 454
1992 35 439 860 214 66 283 619 579
1993 37 061 835 480 65 423 601 549
1994 41 403 821 649 61 929 593 697
1995 43 583 790 473 58 693 585 839
1996 45 281 766 934 56 228 584 459
1997 46 031 750 458 53 174 568 927
1998 46 878 746 935 48 924 564 723

Quelle: Alle Angaben: Bundesgeschäftsstellen der Parteien, Dezember 1998.

Tabelle 2: Parteimitglieder in Ostdeutschland (1990-1998)
B’90/Grüne SPD FDP CDU PDS

1990 1 267 24 399 113 978 134 409 283 882
1991 1 340 27 214 90 600 111 248 170 000
1992 881 25 744 33 323 94 267 146 086
1993 2 700 26 000 38 184 91 327 130 530
1994 2 796 27 725 29 141 87 271 121 848
1995 2 827 27 177 24 569 71 804 101 033
1996 2 753 26 863 21 212 65 923 102 976
1997 2 949 27 441 16 213 67 703 96 097
1998 3 150 27 527 15 590 61 046 98 000

Quelle: Alle Angaben: Bundesgeschäftsstellen der Parteien, Dezember 1998.

Tabelle 3: Parteimitglieder in Sachsen-Anhalt (1990-1998)
B’90/Grüne SPD FDP CDU PDS

1990 304 5 184 24 171 26 120 43 000
1991 300 6 897 14 289 22 224 35 019
1992 209 5 300 8 394 18 636 20 984
1993 330 5 255 7 798 16 595 20 498
1994 480 6 120 6 340 15 889 19211
1995 483 6 165 5 146 14 894 18 270
1996 495 5 966 4 200 12 567 15 726
1997 523 5 960 3 930 12 455 13 861
1998 555 6 100 3 500 12 000 13 000

Quelle: Alle Angaben: Bundesgeschäftsstellen der Parteien, Dezember 1998.

Die Annahme eines eigenständigen Entwicklungs­
pfads ostdeutscher Parteien wird auch durch die
nachfolgend vorgestellten, ausgewählten empiri­
schen Daten einer repräsentativen Befragung der
Parteimitglieder in Sachsen-Anhalt vom Sommer 
1998 bestätigt . Dabei interessierten, neben vielem
anderem, folgende Fragen: Welche sozialen Merk-

4 Die Befragung umfaßte alle Parteien des Landes, die
während der ersten Wahlperiode im Landtag von Sachsen-
Anhalt vertreten waren. Befragt wurden, mit freundlicher
Unterstützung der Landesparteien, jeweils 1 000 Mitglieder, 
die über eine nach Geschlecht geschichtete Zufallsauswahl in
den Mitgliederdateien der Parteien gezogen wurden. Bei
Bündnis 90/Die Grünen wurde eine Vollerhebung (494 Fälle)
vorgenommen. Die Befragung erfolgte schriftlich und stan­
dardisiert. Der Rücklauf betrug von Ende Mai bis Mitte Au­
gust 1998 insgesamt 43,16 Prozent (bereinigt), davon bei der

male weisen ostdeutsche Parteimitglieder auf?
Weicht ihr Sozialprofil deutlich ab von der Bevöl­
kerung Ostdeutschlands wie auch von der sozialen
Zusammensetzung der Bundesparteien? Sind die
sozialen und mentalen Bruchlinien, die in den 
Nachfolgeorganisationen von SED und Blockpar­
teien Altmitglieder und Neumitglieder trennen
und teilweise entzweien, nach wie vor strukturprä­
gend? Treten in den Einstellungen, welche die Par­
teigenerationen der vor und nach der Wende Bei­
getretenen kennzeichnen, Brüche auf? Wie
bestimmen Ost-Parteimitglieder im neuen System
auf der Links-Rechts-Skala ihren eigenen politi-

CDU 32 Prozent, SPD 42,4 Prozent, PDS 58,5 Prozent, FDP
32,6 Prozent und B’90/Grüne 57,8 Prozent (jeweils gerundet).
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sehen Standort? Wie politisch aktiv sind sie in
ihren heutigen Parteien?
Ostdeutsche Parteien sind, in diese Richtung wei­
sen die bisher vorliegenden empirischen Befunde, 
in ihrem Mitgliederprofil jünger, „säkularer“, d.h.
weniger konfessionszugehörig und kirchlich
geprägt, und deutlich weniger als im Westen in den 
Sozialgruppen historisch gewachsener Traditions­
milieus verankert (die PDS ist auch hier die Aus­
nahme) . Immerhin gibt es Hinweise darauf, daß
sich in den Mitgliederprofilen ostdeutscher Lan­
desparteien auch Ähnlichkeiten mit den aus west­
licher Sicht gewohnten Strukturmustern auszubil­
den beginnen6. Hier lauten die Fragen: Inwieweit 
sind die ostdeutschen Parteien dabei, eine Anglei­
chung an sozialstrukturelle Mitgliederverteilungen
nachzuholen, die sich in Westdeutschland seit län­
gerem auflockern bzw. aufzulösen beginnen? Und 
wenn andererseits jene in der Gesellschaft stabil
verankerten Werthaltungen, die in Westdeutsch­
land - wenngleich mit schwindender Prägekraft -
immer noch feste Parteiloyalitäten reproduzieren,
in Ostdeutschland nicht vorhanden sind: Welche
Beitrittsmotive äußern ostdeutsche Parteimit­
glieder? Bildet sich eine Bindung aus, die wir alter

5

­
tümlich Parteitreue nennen? Über solche und
andere von ostdeutschen Parteimitgliedern geheg­
ten Einstellungen, die sich ja nicht aus der sozialen
Komposition der Mitgliederschaften einfach ablei­
ten lassen, wußten wir bislang relativ wenig.

II. Sozialstrukturelle Merkmale der
Parteimitglieder in Sachsen-Anhalt

Alter: In allen Parteien des Landes Sachsen-
Anhalt, die PDS ausgenommen, dominieren die
mittleren Altersklassen. Jeweils über 70 Prozent 
der Mitglieder der Bündnisgrünen, der CDU, der 
FDP und der SPD gehören der Altersgruppe der
30- bis 60jährigen an (Tabelle 4). Damit wird der
gesamtdeutsche Vergleichswert (78 Prozent) leicht

5 Dies belegen insbesondere erste publizierte Ergebnisse
der sächsischen Parteien-Studie 1993/94. Vgl. Werner Pat­
zelt/Karin Algasinger, Das Parteiensystem Sachsens, in: O.
Niedermayer (Anm. 3); ferner Bernhard Boll, Das Parteien­
system Sachsen-Anhalts, in: O. Niedermayer (Anm. 3),
S. 263 f., sowie Oscar W. Gabriel/Oskar Niedermayer. Ent­
wicklung und Sozialstruktur der Parteimitgliedschaften, in: O.
Niedermayer (Anm. 3), S. 277 ff.
6 Vgl. W. Patzelt/K. Algasinger (Anm. 5), S. 259.
7 Das lfd. Thüringer Parteienprojekt (Karl Schmitt, Univ.
Jena) dürfte demnächst Ergebnisse vorlegen, die einen inter­
regionalen Vergleich möglich machen.

unterschritten . Bezieht man die PDS mit ein, geht 
der Anteil der 30- bis 60jährigen Parteimitglieder
auf etwas mehr als die Hälfte zurück. Außer der
immer noch relativ hohen Mitgliederzahl macht 
deren Altersverteilung das besondere sozialstruk­
turelle Profil der PDS aus. Auch in Sachsen-
Anhalt ist sie eine stark überalterte Partei: Knapp 
drei Viertel ihrer Mitglieder sind über 60 Jahre alt,
alle anderen Jahrgänge sind im Vergleich sowohl
zu den anderen Parteien als auch zur wahlberech­
tigten Bevölkerung des Landes deutlich unterre­
präsentiert. Die Bündnisgrünen hingegen haben
die mit Abstand jüngste Mitgliederschaft. Mehr als
die Hälfte ihrer Mitglieder ist jünger als 40 Jahre. 
Auch bei den 40- bis 50jährigen sind sie, verglichen
mit der wahlberechtigten Bevölkerung, überreprä­
sentiert (28,61 Prozent : 18,10 Prozent). Die Alters­
struktur der drei übrigen Parteien ist relativ ähn­
lich und entspricht in etwa der altersmäßigen
Zusammensetzung der Bundesparteien.

Geschlecht: Die PDS weist klar den höchsten Frau­
enanteil unter allen Parteien auf. Aber auch hier
liegt in fast allen Altersgruppen der Mitglieder der
Frauenanteil zum Teil weit unter dem der Männer. 
Nur bei den bis zu 40jährigen überwiegen weibli­
che Mitglieder mit zwei Dritteln. Allerdings muß
hier der geringe Anteil (knapp fünf Prozent)
bedacht werden. Da die Mitglieder der PDS
bekanntlich überwiegend aus der ehemaligen SED 
stammen8 , schreiben sich, analog zur

7
Altersstruk­

tur, auch bei der Geschlechterverteilung übernom­
mene SED-Strukturmerkmale erkennbar fort. Die
übrigen Parteien des Landes sind in der Mitglie­
derschaft in besonders hohem Ausmaß männlich
geprägt: Frauen stellen lediglich ein knappes Drit­
tel aller Parteimitglieder in Sachsen-Anhalt, 
womit die jeweiligen Bundesanteile unterschritten
werden10 eme rkenswerterweise liegt sowohl bei
der SPD als auch bei Bündnis 90/Die Grünen der
Frauenanteil rund 10 Prozent unter den Bundes­
werten. In Sachsen-Anhalts SPD ist nur jedes
vierte Mitglied eine Frau. Damit bilden die Sozial­
demokraten zusammen mit den Liberalen das
regionale Schlußlicht.

Bildung: Eine gängige partizipationstheoretische
Annahme lautet, daß sich Parteimitglieder von
Nichtmitgliedern unter anderem durch die ihnen
verfügbaren Bildungsressourcen unterscheiden.
Bei den Angaben zum höchsten erworbenen Bil-

8 Vgl. O. W. Gabriel/O. Niedermayer (Anm. 5), S. 294.
9 Bei der PDS gaben 91.8 Prozent der Befragten an, vor
1990 beigetreten zu sein.
10 Vgl. O. W. Gabriel/O. Niedermayer (Anm. 5), S. 296.
11 Vgl. ebd., S. 289.
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des Landes (Angaben in Prozent)
Alter B90/Gr CDU FDP PDS SPD wahlber. Bevölkerung*

bis 30 J. 18,7 3,8 3,7 . 1,4 6,5 17,7
31-40 J. 34,4 15,4 14,9 5,3 18,4 20,0
41-50 J. 28,6 27,2 29,8 11,4 28,7 18,1
51-60 J. 12,3 25,6 28,0 10,6 29,1 16,4
61 - u. älter 6,1 28,0 23,7 71,4 17,3 27,8

* vom 31. 12. 1997
Quellen: Auskunft der Landesparteien und Angaben des Statistisches Landesamtes des Landes Sachsen-Anhalt.

dungsabschluß ist das auffälligste Merkmal, daß -
alle Parteien zusammengenommen - bei Mitglie­
dern der Anteil der (Fach-)Hochschulabsolventen
über 60 Prozent ausmacht. In jeder Partei hat min­
destens jedes zweite Mitglied ein abgeschlossenes
Universitäts- oder Fachschulstudium, bei Bündnis
90/Die Grünen haben sogar mehr als zwei Drittel
der Mitglieder einen entsprechenden Abschluß. 
Gemessen an der Bevölkerung des Landes sind die
höchsten Bildungsabschlüsse bei Parteimitgliedern
klar überrepräsentiert, denn landesweit weisen nur 
knapp 40 Prozent der Bewohner einen solchen Bil­
dungsgrad auf . Folgerichtig sind unter den Partei­
mitgliedern Sachsen-Anhalts die niedrigen und
mittleren Bildungsabschlüsse unterdurchschnitt­
lich vertreten. Während zwei Drittel der Bevölke­
rung die Schullaufbahn auf der Polytechnischen
Oberschule (POS) nach der 8. oder 9. Klasse (bzw.
früher, d. h. vergleichbar mit dem Hauptschulab­
schluß) oder nach der 10. Klasse (vergleichbar mit
der mittleren Reife) beendete, hat nur jedes vierte
Parteimitglied einen dieser Schulabschlüsse.
Lediglich in der stark überalterten PDS ist die
Zahl derjenigen Mitglieder, die den untersten
Schulabschluß haben, größer. In der SPD (23,6
Prozent) und CDU (19,4 Prozent) fällt andererseits
der Anteil der Absolventen der 10. Klasse der
POS (mittlere Reife) höher aus als in den anderen
Parteien (Tabelle 5).

Status im Erwerbsleben: Die Altersstruktur der
Parteien spiegelt sich in der Verteilung des
Beschäftigtenstatus wider, ln Ausbildung stehende
bzw. Wehr- oder Zivildienst leistende Parteimit­
glieder sind relativ häufig bei den Bündnisgrünen
anzutreffen. Rentner hingegen machen dort nur 
fünf Prozent aus. Ganz anders das Bild bei der
PDS: Hier stellen vor allem Rentner mit über 
70 Prozent der Befragten das Gros der Parteimit-

12 Vgl. Arbeitsmarkt-Monitor Sachsen-Anhalt 1997. Eine
detaillierte Beschreibung des Arbeitsmarktmonitors Sach­
sen-Anhalt findet sich bei Bettina Wiener, Arbeitsmarkt­
daten Sachsen-Anhalt. Wegweiser zu den Arbeitsmarktdaten
Sachsen-Anhalt. Forschungsbeiträge zum Arbeitsmarkt in
Sachsen-Anhalt. Bd. 8, Magdeburg 1995.

glieder. Bei den drei anderen Parteien ist der
Anteil der Rentner mit Raten zwischen rd. 23 Pro­
zent und rd. 29 Prozent etwa gleich groß. Betrach­
tet man die Anteile der Beschäftigten unter den

12

Mitgliedern von Bündnis 90/Die Grünen, CDU,
FDP und SPD, dann ändert sich das einheitliche
Bild: Gegen 80 Prozent der Bündnisgrünen sind in
einem Beschäftigungsverhältnis; bei der FDP sind
es 70 Prozent, gefolgt von den Mitgliedern der
SPD (64,5 Prozent) und der CDU (60,8 Prozent).
Teilzeitbeschäftigte sind, ebenso wie im zweiten
Arbeitsmarkt Tätige, kaum vertreten (Tabelle 5).

Anders als in der Bevölkerung Sachsen-Anhalts,
wo zum Zeitpunkt der Befragung rund 21 Prozent
aller abhängigen zivilen Erwerbspersonen (d.h.
ohne Bundeswehr) arbeitslos waren , ist Arbeits­
losigkeit kein prägendes Strukturmerkmal der Par­
teimitglieder. Insgesamt nur knapp sieben Prozent
aller Befragten gaben an, arbeitslos zu sein. Am
häufigsten waren dies Mitglieder von SPD und
CDU, am seltensten FDP-Mitglieder (3,5 Pro­
zent). Verglichen mit den Daten des Arbeits­
markt-Monitors, ist auch die Beschäftigtenquote
unter Parteimitgliedern höher als in der Bevölke­
rung des Landes.

Berufsgruppenzugehörigkeit: In der Berufsgrup­
penstruktur zeigen sich für Sachsen-Anhalts Par­
teimitglieder deutliche Parallelen zu Westdeutsch­
land. Rund ein Viertel der FDP-Mitglieder sind
selbständig bzw. freiberuflich tätig. Landwirte stel­
len mit weniger als zwei Prozent insgesamt die
kleinste Berufsgruppe unter den Parteimitglie­
dern, aber jeder zweite davon besitzt das Mit­
gliedsbuch der CDU. Alle Parteien haben ihre
Mitgliederschwerpunkte in den Dienstleistungsbe­
rufen. An- und ungelernte Arbeiter sind im Ver­
gleich zur Bevölkerung ausnahmslos klar unterre­
präsentiert (1,8 Prozent). PDS und SPD haben 
zwar noch die stärksten Kontingente an Arbeitern,

13 Die Zahl der abhängig zivilen Erwerbspersonen ergibt 
sich aus den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, ge­
ring Verdienenden, Beamten und arbeitslos Gemeldeten.
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B90/Gr CDU FDP PDS SPD alle Parteien Landesbevölkerung*

Bildungsniveau**
Hauptschule L2 13,7 8,5 23,0 10,7 12,9 17,2
Realschule 15,6 22,5 13,7 11,5 25,3 17,5 47,6
Abitur 11,6 5,8 5,5 0,8 5,4 5,1 28,2
Studium 71,7 58,0 72,3 64,6 58,7 64,6 20,9

Erwerbsstatus
erwerbstätig 77,1 60,8 70,1 21,3 64,5 53,5 58,4
arbeitslos 7,1 8,7 3,5 5,7 8,8 6,7 15,8
Rentner 5,1 29,3 25,2 71,1 23,3 36,6 10,6
sonstiges 9,7 1,3 1,3 1,8 3,4 3,2 12,0

Berufsgruppenzuge-
hörigkeit —

Arbeiter 5,3 11,7 5,0 19,6 18,1 11,6 33,9
Angestellte u. 70,5 60,9 68.5 67,0 64,9 66,3 59,8
Beamte
Selbständige u. 18,9 21,4 24,7 11,6 14,6 18,7 5,7
Freiberufler
Landwirte 2,1 4,3 0,5 0,0 0,4 1,4 0,4

* Angaben laut Arbeitsmarkt-Monitor Sachsen-Anhalt 1997; ** höchster formaler Bildungsabschluß.
Quelle: Eigene Befragung.

aber auch hier erreichen diese nur Anteile von
19,6 Prozent bzw. 18,1 Prozent. Auch die tradi­
tionellen Linksparteien sind im ostdeutschen Bun­
desland Sachsen-Anhalt also keine Arbeiterpar­
teien mehr. Dies erklärt sich zum einen aus
nachwirkenden Strukturen der SED-Staatlichkeit:
Ein Arbeiter-Traditionsmilieu hat die DDR-Zeit
nicht überdauern können, weil einerseits die Ab­
grenzung gegenüber anderen „Werktätigen“ fehlte
und andererseits jedwede freie gewerkschaftliche
Interessenvertretung unterdrückt worden war .
Gleichwohl ordnet sich rund ein Drittel der Sach­
sen-Anhalter selbst in die Gruppe der Arbeiter
ein15. Die starke Unterrepräsentation der Arbeiter
bei Parteimitgliedern weist folglich zum anderen
auf eine spezifische Rekrutiemngsschwäche ost­
deutscher Parteien, insbesondere der SPD, hin.

ln allen Parteien stellt der neue Mittelstand
(Angestellte in Privatwirtschaft und öffentlichem 
Dienst sowie Beamte) mit insgesamt gut 65 Pro­
zent einen etwas höheren Anteil als in der
Erwerbsbevölkerung des Landes (Tabelle 5). Dem
öffentlichen Dienst gehört etwa jedes dritte
befragte Parteimitglied an. Das übersteigt den

14 Vgl. Karl Schmitt, Im Osten nichts Neues? Das Kernland 
der deutschen Arbeiterbewegung und die Zukunft der politi­
schen Linken, in: Wilhelm Bürklin/Dieter Roth (Hrsg.), Das
Superwahljahr. Deutschland vor unkalkulierbaren Regie­
rungsmehrheiten?, Köln 1994, S. 202.
15 Vgl. Arbeitsmarkt-Monitor Sachsen-Anhalt 1997.

Anteil, den diese Statusgruppe an der Erwerbsbe­
völkerung des Landes hat, um mehr als das Dop­
pelte . Bündnisgrüne, CDU, FDP und SPD sind
überdurchschnittlich, die PDS unterdurchschnitt­
lich hoch vertreten. In der (zahlenmäßig sehr klei­
nen) Gruppe der Beamten mit Parteibuch spielt
überraschenderweise die PDS, die bei Wahlen hier
an sich relativ hohen Zuspruch erfährt, nur eine
marginale Rolle; die anderen vier Parteien sind
gleich stark vertreten. Knapp jedes fünfte Partei­
mitglied ist selbständig bzw. freiberuflich tätig.
Dies hinwiederum übersteigt den Anteil in der 
erwerbstätigen Bevölkerung (knapp sechs Pro­
zent) deutlich.

Konfession: Der Osten Deutschlands ist gekenn­
zeichnet durch einen bedeutend geringeren Anteil
von konfessionell Gebundenen. Die in Industrie­
gesellschaften generell zu beobachtenden Säkula­
risierungstendenzen wurden durch die zu DDR- 
Zeiten betriebene, ideologisch begründete Ent- 
konfessionalisierungspolitik verstärkt. Während
bundesweit insgesamt drei Viertel der Bevölke­
rung einer Kirche angehören, ist dies in Sachsen-
Anhalt nur knapp jede(r) dritte. Auffallend ist
nun, daß der Anteil der konfessionell Gebundenen
bei allen Parteien Sachsen-Anhalts höher liegt als
im Bevölkerungsdurchschnitt. Zwischen den Par-

16 Vgl. Statistisches Jahrbuch Sachsen-Anhalt 1997, Teil 1,
S. 159.
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B90/Gr CDU FDP PDS SPD alle Parteien wahlber.
Bevölkerung*

Konfession
evangelisch 39,8 51,6 53,5 2,0 32,0 30,9 25,3
katholisch 6,3 33,3 4,7 0,7 9,3 9,6 6,2
keine 51,2 14,4 41,8 97,3 57,5 58,7 68,5

Kirchgang**
häufig 30,0 38,0 13,7 ' -+ 21,3 26,4 11,6
selten 65,8 61,6 78,2 -+ 71,0 68,0 69,1
nie 4,3 0,4 8,2 -+ 7,7 5,6 19,2

* Politbarometer 1996; ** nur konfessionell gebundene Befragte; + keine Prozentangabe möglich wegen zu geringer
Fallzahl.
Quelle: Politbarometer 1996.

feien zeigen sich erwartete Unterschiede: So ge­
hören 85 Prozent der CDU-Mitglieder einer Kon­
fession an. Dabei überwiegt im Land der Reforma­
tion der Anteil der Protestanten, denen sich jedes
zweite CDU-Mitglied zurechnet. Bemerkenswert
ist auch der überaus hohe Anteil von Katholiken
in der CDU (33,3 Prozent), die in der Landesbe­
völkerung nur rund 6 Prozent ausmachen. 59 Pro­
zent aller katholischen Parteimitglieder in Sach­
sen-Anhalt sind in der CDU konzentriert.
Deutlicher als bei anderen sozialstrukturellen
Indikatoren ausgewiesen, knüpft die CDU dieses
ostdeutschen Landes hier an eine klassische Tradi­
tionslinie im bundesdeutschen Parteiensystem an,
nämlich an eine christlich geprägte Kerngefolg­
schaft der Unionsparteien (Tabelle 6).

Den Gegenpol zur konfessionell geprägten CDU-
Mitgliedschaft bildet die PDS des Landes. Ihre Mit­
glieder sind fast ausschließlich konfessionslos.
Auch dieses „säkulare“ Profil entspricht unseren
Erwartungen. Überraschender ist schon, daß 
sowohl die Mitglieder der gelegentlich als Pasto­
renpartei klassifizierten SPD als auch der Bündnis­
grünen Sachsen-Anhalts mehrheitlich konfessions­
los sind. Offenbar setzt sich beide Male das
kirchlich-oppositionell geprägte Profil der Biogra­
phien maßgebender Parteigründer nicht in eine
vergleichbare Kirchenbindung der Gesamtmitglie­
derschaft um. Insoweit haben beide neugegrün­
deten Parteien das Merkmal einer mehrheitlich 
konfessionsfernen Landesbevölkerung in ihre Mit­
gliederstruktur übernommen. Aufgeschlüsselt nach
Kirchgangshäufigkeit, verschiebt sich das Bild
indes. Unter den konfessionell gebundenen Mit­
gliedern von Bündnis 90/Die Grünen und SPD ist
der Anteil regelmäßiger Kirchgänger deutlich
höher als bei der FDP und erreicht fast das Niveau
der CDU-Mitglieder. Allerdings bestätigt sich vor

allem bei der CDU, daß die Intensität der Kirchen­
bindung zwischen den Konfessionen erheblich dif­
feriert: 67 Prozent der katholischen CDU-Mitglie­
der gehen regelmäßig zur Kirche, während nur 19,4
Prozent der evangelischen CDU-Mitglieder dies
tun.

Gewerkschaftsmitgliedschaft: Unter SPD-Mitglie- 
dern ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad
am höchsten (Tabelle 7). Ein knappes Drittel der
Sozialdemokraten ist gewerkschaftlich organisiert.
Diese Quote liegt jedoch erheblich unter jener der
westdeutschen SPD-Landesverbände (über 43 Pro­
zent) . Ansatzweise schält sich mithin auch in
Ostdeutschland die traditionelle parteipolitische
Koalition zwischen gewerkschaftlich gebundener
Arbeiterschaft und Sozialdemokratie heraus. Den­
noch läßt sich daraus nicht auf das Wiederent­
stehen des sozialdemokratischen Traditionsmilieus
schließen. Bereits jetzt ist die ostdeutsche SPD-
Mitgliedschaft im Angestelltenbereich sozialstruk­
turell stärker verankert. Bei Bündnis 90/Die Grü­
nen besitzt jedes vierte Mitglied das Mitgliedsbuch
einer Gewerkschaft, gefolgt von der PDS (23 Pro­
zent). Mit Abstand folgen FDP und die CDU, die
bei Wahlen bis 1998 bei Arbeitern die SPD über­
flügelte.

Die Parteien Sachsen-Anhalts, so lassen sich die
Daten zur Sozialstruktur der Mitglieder zusam­
menfassen, sind, mit Ausnahme der PDS, jünger
als in Westdeutschland - das gilt vor allem für die
Neugründungen SPD und Bündnisgrüne aber
auch noch stärker von Männern dominiert. Vergli­
chen mit der Bevölkerung, sind Parteimitglieder
dieses ostdeutschen Bundeslandes formal höher
gebildet und gehören häufiger den mittleren

17 Vgl. Karlheinz Blessing (Hrsg.), SPD 2000. Die Moder­
nisierung der SPD. Marburg 1993, S. 208.
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B90/Gr CDU FDP PDS SPD alle Parteien wahlber. Bevölkerung*

25,2 11,1 14,0 22,6 31,0 21,5 18,6
* Politbarometer 1996. Antwortkategorien „ja, bin selbst Gewerkschaftsmitglied“ und „ja, selbst und andere im Haus­
halt“ wurden zusammengefaßt.
Quelle: Eigene Befragung.

Tabelle 8: Politisches Interesse bei Parteimitgliedern in Sachsen-Anhalt (Angaben in Prozent)
politisch interessiert CDU FDP PDS B90/Gr SPD alle
sehr stark bis stark 77,7 77,7 84,5 93,0 91,3 84,8
mittel 18,8 19,2 14,3 7,0 8,7 13,6
kaum 3,5 3,1 2,2 0,0 0,0 1,5

Quelle: Eigene Umfragedaten.

Altersgruppen an. Sie verfügen über größere Ein­
kommen, sind seltener arbeitslos, sind öfters im
öffentlichen Dienst beschäftigt und nehmen beruf­
lich höhere Positionen ein. PDS-Mitglieder wei­
sen, aufgrund der anderen Altersstruktur, von die­
sem Profil durchweg abweichende Merkmale auf.
Die Mitglieder aller übrigen Parteien des Landes
zeigen damit mit denen der Bundesparteien über­
einstimmende soziale Rekrutierungsmuster . Dar­
über hinaus deutet sich in Schwerpunktbildungen
der Mitgliederschaft beider großer Parteien in
bestimmten sozialen Gruppen - gewerkschaftlich 
organisierter Arbeiter in der SPD, Katholiken mit
hoher Kirchenbindung in der CDU - an, daß trotz
nicht existierender Traditionsmilieus die klassi­
schen Konfhktlinien (cleavages) deutscher Partei-
politik, nämlich nach Klassenlage und Konfession,
auch in Ostdeutschland ein prägender Faktor
geworden sind. Zumindest die CDU ist hier,
gemessen am Konfessionalitätsgrad ihrer Mitglie­
der, keineswegs „säkularer“ als im Westen einzu­
stufen.

III. Ausgewählte Einstellungen von
Parteimitgliedern in Sachsen-Anhalt

Politisches Interesse: Parteimitglieder in Sachsen-
Anhalt bezeichnen sich als hochgradig politisch
interessiert. Mitglieder der SPD und von Bündnis 
90/Die Grünen zeigen sich überdurchschnittlich, 
Mitglieder der FDP und der CDU relativ weniger 
politisch interessiert. Die PDS-Mitgliederschaft
nimmt hier eine Mittelstellung ein (Tabelle 8).

18 Vgl. O. W. Gabriel/O. Niedermayer (Anm. 5).

Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Skala: Ein
gebräuchliches Instrument zur Positionsbestim­
mung im politischen Spektrum ist die Links-
Rechts-Skala. Im Ost-West-Vergleich ergaben sich
bislang in Bevölkerungsumfragen signifikante 
Unterschiede. So ordneten sich Ostdeutsche im
Schnitt regelmäßig weiter links ein als Westdeut­
sche. Die Politbarometer-Daten 1996 weisen für
Sachsen-Anhalt (40,7 Prozent) im Vergleich zu
den ostdeutschen Durchschnittswerten der Allge­
meinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissen­
schaften - ALLBUS - (33,4 Prozent) sogar einen 
noch höheren Anteil von Personen aus, die sich
links der Mitte einstufen (Tabelle 9).

Diese Positionsentscheidung wird von den Partei­
mitgliedern in Sachsen-Anhalt noch stärker mit
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­
vollzogen (64,1 Prozent). Der rechte Bereich der 
Skala wird von ihnen kaum besetzt (13,1 Prozent). 
Fraglich ist, inwieweit diese Daten für den Osten 
einen Linksrutsch bestätigen. Denn Parteimitglie­
der und übrige Bevölkerung unterscheiden sich in
diesem Punkt deutlich. Überdies ist in unsere Par­
teienstichproben mit der PDS eine zusätzliche, sich
eindeutig links verortende Größe mit eingegangen,
die in westdeutschen Studien so nicht vorkommt.

Im einzelnen betrachtet, verorten sich lediglich die
Liberalen und die Christdemokraten mehrheitlich 
nicht im linken Spektrum, sondern mittig. Dabei
positioniert sich aber eine größere Zahl von CDU-
Mitgliedern im gemäßigt rechten Bereich, so daß
die Union in Sachsen-Anhalt in der Selbstangabe 
ihrer Mitglieder rechts von der FDP steht. SPD-
Mitglieder stufen sich mehrheitlich als gemäßigt
links ein, rechte Skalenränge werden kaum
besetzt. Auch bündnisgrüne Mitglieder beziehen 
einen ähnlichen Standort, stehen im Schnitt aber
links von den Sozialdemokraten. Die homogenste 
Mitglieder-Selbsteinschätzung zeigt die PDS:



Tabelle 9: Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Skala (Angaben in Prozent)
Alte Bundesländer* Neue Bundesländer* Sachsen-Anhalt** Parteimitglieder in

Sachsen-Anhalt

Links 27,8 33,4 40,7 64,1
Mitte 49,6 54,9 39,3 22,8
Rechts 22,5 11,7 20,0 13,1

* Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) 1996; ** Politbarometer 1996.
Quelle: Eigene Umfrage.

Tabelle 10: Links-Rechts-Selbsteinstufung und Demokratiezufriedenheit bei Parteimitgliedern in Sach­
sen-Anhalt (in Prozent)

CDU FDP PDS B90/Gr SPD gesamt

Links-Rechts-
Selbsteinschätzung

Links 9,1 26,4 98,8 85,2 78,3 64,1
Mitte 44,3 55,9 1,0 12,8 17,4 22,8
Rechts 46,6 23,8 0,2 2,0 4,3 13,1

Demokratiezufriedene* 64,0 50,3 4,9 31,4 45,1 35,1
* Die Kategorien „sehr zufrieden“ und „eher zufrieden“ einer Vierer-Skala wurden zusammengefaßt.
Quelle: Eigene Umfragedaten.

Tabelle 11: Demokratiezufriedenheit in Sachsen-Anhalt und Gesamtdeutschland (Angaben in Prozent)
Gesamtdeutschland* Sachsen-Anhalt* Parteimitglieder in

Sachsen-Anhalt

eher zufrieden 55,1 44,9 35,5
eher unzufrieden 44,9 55,1 64,4

* Politbarometer 1996.
Quelle: Eigene Umfrage.

Mehr als drei Viertel ihrer Mitglieder stufen sich
äußerst links ein. Bei der PDS scheint der Begriff
links eine positive, einheitsstiftende Wirkung zu
haben. Jedenfalls haben die meisten PDS-Mitglie-
der keine Bedenken, sich selbst auf extremen Posi­
tionen einzuordnen (Tabelle 10).
Demokratiezufriedenheit: Bei der Frage, ob man
mit der Art und Weise, wie die Demokratie in der
Bundesrepublik Deutschland funktioniert, zufrie­
den ist, ergeben sich im Bevölkerungsvergleich
ähnliche Ergebnisse wie bei der Links-Rechts- 
Selbsteinschätzung. Sachsen-Anhalts Bürgerinnen
und Bürger äußern sich unzufriedener als der
gesamtdeutsche Durchschnitt, und die Parteimit­
glieder sind noch kritischer als die Bevölkerung 
(Tabelle 11).
Nur fünf Prozent der PDS-Mitglieder des Landes 
sind mit dem aktuellen Zustand der deutschen
Demokratie zufrieden. Insofern scheint sich die
programmatische Selbstdeutung der Partei als
Gesellschafts- bzw. Systemopposition in den Ein­
stellungen ihrer Mitglieder abzubilden. Aber auch
Mitglieder von Bündnis 90/Die Grünen beurteilen

das Funktionieren der Demokratie erkennbar kri­
tisch, wenngleich immerhin ein Drittel Zufriedene
unter ihnen sind. Bei SPD und FDP halten sich
Zufriedene und Unzufriedene etwa die Waage.
Mehrheitlich positiv äußern sich CDU-Mitglieder,
die zu zwei Dritteln zufrieden mit dem Zustand
der Demokratie im Lande sind (Tabelle 10).

IV. Innerparteiliche Proportionen
zwischen Alt-, Gründungs- und

Neumitgliedern

In der ostdeutschen Parteienlandschaft kann man 
zwischen zwei Parteientypen hinsichtlich ihres
Entstehungszeitpunkts unterscheiden: zum einen 
jenen, die bereits zu DDR-Zeiten bestanden (Alt­
parteien), und zum anderen jenen, die während 
der Wendezeit gegründet wurden (Neuparteien).
Im folgenden wird daher zwischen CDU, FDP und
PDS (Altparteien) und den aus ostdeutschen
Gründungskernen hervorgegangenen Landesver-



CDU FDP PDS alle Altparteien

Altmitglieder 61,4 77,8 91,8 79,9
Erneuerer 38.6 22,2 8,2 20.1

Quelle: Eigene Umfragedaten.

Tabelle 13: Anteile von Gründungsmitgliedern und Neumitgliedern in Neuparteien Sachsen-Anhalts (in
Prozent)

B90/Gr SPD alle Neuparteien

Gründungsmitglieder 22,8 44,8 36,5
Neumitglieder 77,2 55,2 63,5

Quelle: Eigene Umfragedaten.

bänden von SPD und Bündnis 90/Die Grünen
(Neuparteien) unterschieden. Entsprechend dieser
Aufteilung unterteilen wir die Mitglieder in den 
Altparteien in Altmitglieder und Erneuerer, die
Mitglieder der Neuparteien in Gründungsmitglie­
der und Neumitglieder. Indem wir diese Differenz
aufnehmen, läßt sich zeigen, daß die einzelnen
Mitgliedergenerationen in unterschiedlichem Maß
das aktuelle Parteileben prägen bzw. die Partei
politisch repräsentieren.

Einen einheitlichen Zeitpunkt für die Zuordnung
zu den Mitglieder-Untergruppen festzulegen ist
problematisch. Bei den Altparteien rechnen wir zu
Altmitgliedern jene, die bis zum Fall der Mauer
(9. November 1989) beigetreten oder im Laufe des
Jahres 1990 aus den vier Blockparteien oder der
SED hinzugestoßen sind. Jene, die seit 1990 beige­
treten sind und zu DDR-Zeiten parteilos waren,
rechnen wir, einem in der Parteienforschung inzwi­
schen akzeptierten Sprachgebrauch folgend, den 
„Erneuerern“ zu , wobei wir uns des wertbezoge­
nen Gehalts dieser Klassifizierung bewußt sind. Bei
den Neuparteien trennen wir zwischen Gründungs­
generation und später eintretenden Neumitglie­
dern, wobei die zeitliche Trennung durch die Volks­
kammerwahlen (18. März 1990) markiert wird.

Eine Besonderheit ist der hohe Anteil von Grün­
dungsmitgliedern in den Neuparteien sowie der
hohe Anteil verbliebener Altmitglieder in den Alt­
parteien - mit Ausnahme der CDU. Unter den
Altparteien Sachsen-Anhalts hat die CDU die mit
Abstand höchste Rate von Erneuerern in ihren
Reihen. In der FDP sind rund ein Viertel Erneu­
erer. Bei der PDS fällt der Anteil der Erneuerer
kaum ins Gewicht. Alle Altparteien zehren noch
vom Mitgliedervorrat aus DDR-Zeiten: Vier von

19 Vgl. ebd., S. 285.

fünf Mitgliedern sind noch vom „alten Stamm“
(Tabelle 12), obgleich alle Altparteien seit 1990
einem enormen Mitgliederschwund ausgesetzt 
sind. In der Gruppe der Neuparteien, deren Mit­
gliederzahlen im Lande seit Jahren auf niedri­
gem Sockel stagnieren, liegt der Anteil der Grün­
dungsmitglieder bei der mitgliederstärkeren SPD
deutlich höher als bei Bündnis 90/Die Grünen
(Tabelle 13).

Die soziale Zusammensetzung der Parteigenera­
tionen kann erste Hinweise auf das Ausmaß eines
eventuellen Strukturwandels in den Parteien lie­
fern. Allerdings zeigen die verschiedenen Sub­
gruppen kein einheitliches Bild sozialstruktureller
Variation; teilweise unterscheiden sie sich gar 
nicht. Lediglich beim Alter ist die Differenz ein­
deutig: Neumitglieder sind im Schnitt jünger. Dies
trifft auch auf die PDS zu, allerdings mit dem
Unterschied, daß deren Neuzugänge zu über 40
Prozent schon die 60-Jahres-Grenze überschritten
haben. Weitere meßbare Unterschiede zwischen
den parteiinternen Fallgruppen deuten darauf hin,
daß sich die Tendenzen bundesweiter Angleichung 
und regionaler Differenzierung in den Mitglieder-
schaften teilweise überlappen. So ist der Frauenan­
teil in der CDU bei Neumitgliedern (24,1 Prozent) 
niedriger als bei Altmitgliedern (31,6 Prozent), 
jedoch ebenso hoch wie in der Bundespartei. Bei
allen anderen Parteien treten prozentual mehr
weibliche Mitglieder neu ein, als unter den Alt­
oder Gründungsmitgliedern anteilig vertreten
sind. Für die CDU zeichnet sich unter
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Umständen, 
im Zuge ihrer Angleichung an ostdeutsche Gesell­
schaftsformationen, auf der Mitgliederebene lang­
fristig eine Tendenz zu stärkerer Verweltlichung
ab, im Sinne einer nichtchristlichen konservativen
Orientierung: Unter Erneuerern (20 Prozent) ist
der Anteil der Konfessionslosen doppelt so hoch
wie unter Altmitgliedern (10,7 Prozent).



Tabelle 14: Art bzw. Anstöße des Parteibeitritts zu Parteien Sachsen-Anhalts, unterschieden nach Alt-,
Gründungs- und Neumitgliedern (Angaben in Prozent)

Altparteien Neuparteien

CDU FDP PDS B90/Gr SPD

AM NM AM NM AM NM GM NM GM NM

Rekrutierungsart

Selbstrekrutierung 39,9 53,7 43,6 64,5 53,5 73,7 87,8 78,7 91,1 62,4
Außenrekrutierung

Parteienwerbung 3,0 3,7 2,3 4,8 4,4 0 4,1 2,4 1,9 5,6
fam. u. soziales Umfeld 57,1 42,7 54,2 30,7 42,1 26,3 8,2 18,9 6,9 32,0

Alternative bei Eintritt

denkbare Partei-
alternative 14,0 18,8 21,3 27,2 1,5 7,7 17,7 24,1 12,2 19,9

AM = Altmitglieder; NM = Neumitglieder; GM = Gründungsmitglieder.
Quelle: Eigene Umfragedaten.

Unterscheiden sich die Parteigenerationen in
ihren Einstellungen stärker? Ein Indikator hierfür
sind die Anstöße für den Parteibeitritt (Tabelle 14).
Vorausgeschickt sei, daß in Ostdeutschland häufi­
ger als im Westen Beitrittswillige selbst bei den 
Parteien anklopfen („Selbstrekrutierer“). Ihr An­
teil ist in den neugegündeten Parteien Sachsen-
Anhalts etwa doppelt so hoch wie in den Altpar­
teien, auch wenn er im Vergleich zu Befunden von
1990 rückläufig zu sein scheint. Bedenkt man,
daß die Art und Weise des Beitritts auch Rück­
schlüsse auf die Intensität parteibezogener Bin­
dungsmotive20 21 und Beteiligungsbereitschaft zuläßt,
dann ist anzunehmen, daß sich eine häufige Selbst­
rekrutierung des Parteinachwuchses auf die inner­
parteiliche Partizipation positiv auswirkt.
Langfristige, d. h. über Generationen hinweg wei­
tergereichte und durch Milieueinflüsse gestützte
Parteibindungen haben sich in Ostdeutschland vor
1990 bekanntlich nicht entwickeln können. Allen­
falls kann von einer „Quasi-Identifikation“ der
Wähler gesprochen werden22, die sich vornehmlich
über die Nutzung westdeutscher Massenmedien
vermittelte. Ob jedoch der förmliche Beitritt zu
einer ostdeutschen Partei seither aus einer eher

20 S. Oskar Niedermayer, Beweggründe des Engagements
in politischen Parteien, in: Oscar W. Gabriel/Oskar Nieder­
mayer/Richard Stöss (Hrsg.), Parteiendemokratie in Deutsch­
land, Bonn 1997, S. 325.
21 Vgl. Oskar Niedermayer, Innerparteiliche Partizipation,
Opladen 1989.
22 S. Carsten Bluck/Henry Kreikenbom, Quasipartei­
bindung und Issues, in: Oscar W. Gabriel/Klaus G. Troitzsch
(Hrsg.), Wahlen in Zeiten des Umbruchs, Frankfurt am Main
u.a. 1993; Herman Schmitt, So dicht war die Mauer nicht!
Über Parteibindungen und cleavages im Osten Deutschlands, 
in: Peter Eisenmann/Gerhard Hirscher (Hrsg.), Die Ent­
wicklung der Volkspartei im vereinigten Deutschland. Mün­
chen - Landsberg/Lech 1992.

zufälligen Motivlage oder einer eindeutigen Rich­
tungsentscheidung heraus erfolgt (ist), blieb bis­
lang im dunkeln. Unsere Daten zeigen, daß für
jedes zehnte Mitglied, das nach 1989 einer Partei
beigetreten ist bzw. sie mitgegründet hat, eine
parteipolitische Alternativentscheidung durchaus
denkbar war. Bemerkenswerterweise nimmt, mit
Ausnahme der neuen PDS-Mitglieder, die Zahl sol­
cher „lose angekoppelter“ Neumitglieder seither
tendenziell zu.

Fragt man nach Beitrittsmotiven, so
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steht der
Wunsch, politisch aktiv zu werden - ähnlich wie im
Westen - im Vordergrund. Dies gilt vor allem für
die Gründungsmitglieder, bei denen gesellige bzw.
materielle Motive von ausgesprochen nachrangi­
ger Bedeutung sind. Quer durch die unterschiedli­
chen Fallgruppen wird, anders als im Westen und
mit Ausnahme der Gründergeneration in Neupar­
teien, die Parteibindung auch durch den Wunsch
nach Geselligkeit geleitet (Tabelle 15). Mitglieder,
die sich selbst rekrutierten, sind mehrheitlich poli­
tisch interessierter und häufiger deswegen in die
Partei eingetreten, weil sie den politischen Prozeß
aktiv mittragen und gestalten wollten. Daß ein
„Erwartungsdruck von außen“ bzw. ein „persönli­
cher und beruflicher Nutzen“ auch von Altmitglie­
dern nur in geringem Maß bejaht werden, kon­
trastiert ersichtlich mit den zu DDR Zeiten real
gegebenen Zwangslagen und Vorteilsstrukturen.
Denkbar ist jedoch auch, daß gerade bei den
bereits ausgetretenen Altmitgliedern derartige
Beitrittsmotive überwogen haben mögen. Immer­
hin gibt jedes vierte FDP-Altmitglied an, aus per­
sönlichen und beruflichen Nutzenüberlegungen in
die Partei eingetreten zu sein. Bei den Neupar-

23 Vgl. O. Niedermayer (Anm. 20), S. 330 ff.
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Altparteien Neuparteien

CDU FDP PDS B90/Gr SPD

Beitrittsmotive AM NM AM NM AM NM GM NM GM NM

Gleichgesinnte treffen 75,3 74,1 81,8 69,7 78.5 82,9 84,3 82,7 78,8 79,8
Sich politisch informieren
und diskutieren

54,5 75,0 67,5 66,7 68,9 80,5 76,5 74,5 64,9 74,9

Politisch aktiv sein 64,0 91,1 64,1 84,8 78,3 73,2 100 94,8 93,9 91,1
Mandat angestrebt 5,6 22,3 7,4 13,6 1,7 0 9,8 22,0 10,3 18,7
Pers. u. berufl. Nutzen 14,0 8,9 25,5 6,1 6,1 2,4 0 4,6 4,8 6,9
Finanzielle Unterstüt­
zung der Partei

16,3 17,0 12,6 19,7 32,8 31,7 15,7 31,2 21,2 21,2

Erwartungsdruck von
außen

15,7 10,7 22,5 7,6 17,6 14,6 3,9 11,0 6,7 9,9

Geselliges Motiv 48,9 45,5 49,8 37,9 45,2 46,3 31,4 48,0 42,4 47,8
AM = Altmitglieder; NM = Neumitglieder; GM = Gründungsmitglieder.
Quelle: Eigene Umfragedaten. Mehrfachnennungen möglich.

teien ist eine leichte Zunahme dieses Motivs zu
beobachten. Für Gründungsmitglieder war das
persönliche Nutzenkalkül nachrangig (Tabelle 15).

Übernahme politischer Verantwortung: Deutliche
Unterschiede zeigen sich bei dem Motiv, mit dem
Parteibeitritt politische Verantwortung, d. h. ein
Parteiamt bzw. ein Wahlmandat, zu übernehmen.
Vornehmlich die neuen Parteimitglieder sind es,
die nach ihrem Eintritt aktiv mitarbeiten wollen.
Bei der tatsächlichen Übernahme von Verantwor­
tung bleiben die neuen Mitglieder in ihrem Enga­
gement hinter dem der Gründungsmitglieder
jedoch zurück. Zwar haben letztere früher häufi­
ger als heute Parteifunktionen bzw. öffentliche
Wahlämter und Mandate bekleidet, aber ihr par­
teiinternes Engagement ist nach wie vor deutlich
größer als das der neuen Mitglieder. Ähnlich sind
auch Altmitglieder in Altparteien vormals aktiver
gewesen. Der Rückzug aus dem aktiven Partei­
leben ist einerseits altersbedingt, andererseits
möglicherweise auch Ausdruck eines politisch
motivierten Rücktritts in Nichtbeteiligung. Künftig
Verantwortung zu übernehmen, dazu sind wie­
derum ehestens die Gründungsmitglieder in Neu­
parteien und am wenigsten die Altmitglieder in
Altparteien bereit (Tabelle 16).

Einstellungen und Meinungen

Alt- und Neumitglieder unterscheiden sich im
Gesamtbild aller Landesparteien im Hinblick auf 
Demokratiezufriedenheit und die Verortung auf 
der Links-Rechts-Achse nicht sonderlich auffällig
(Tabelle 17). Doch im einzelnen schälen sich inter­
essante Positions-Verschiebungen heraus. Im
Unterschied zu den weiter links angesiedelten
Gründungsmitgliedern von Bündnis 90/Die Grü­

nen etwa plazieren sich neu Eingetretene häufiger 
in der Mitte. Deutliche Distanzen liegen zwischen
den Partei-Generationen in den bürgerlichen Alt­
parteien: Während FDP-Altmitglieder exakt die
Mittelposition einnehmen, stehen Erneuerer häu­
figer links oder rechts der Mitte. Jedes zehnte
CDU-Altmitglied sieht sich links der Mitte, Neu­
mitglieder hingegen positionieren sich häufiger 
gemäßigt rechts. Letztere sind damit weitaus näher
am Standort der westdeutschen Mitgliederschaft .
Perspektivisch deutet dies auf eine Angleichung
hin.

Fazit: Die Trennungslinie zwischen alten und
neuen Parteigenerationen ist weniger deutlich, als
wir erwartet haben. Bei den neuen Parteien (SPD,
Bündnis 90/Grüne) prägen - noch - die Grün­
dungsmitglieder das Erscheinungsbild. Umgekehrt
wird das interne Profil der ostdeutschen, CDU 
mehr und mehr durch die Neumitglieder
bestimmt. Diese innerparteilichen Umschichtungs­
prozesse, die auf ein Einschmelzen der politischen
Generationen-Unterschiede hinauszulaufen schei­
nen, sind im Fall der Altparteien durch den bishe­
rigen Massenaustritt „alter“ Mitglieder gewiß
beschleunigt worden.
Insgesamt zeigen unsere Daten für die soziale
Zusammensetzung und für die Einstellungen von
Parteimitgliedern im Ost-West-Vergleich deutliche
Übereinstimmungen und ebenso deutliche Diffe­
renzen. Der besondere Status der PDS als eine
spezifisch ostdeutsche Regional- und Milieupartei 
wird auf der Mitgliederebene erhärtet. Anderer-

24 Vgl. Viola Neu, Die Mitglieder der CDU, in: Wilhelm P.
Bürklin/Viola Neu/Hans-Joachim Veen, Die Mitglieder der 
CDU, Interne Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung Nr. 148,
Sankt Augustin 1997, S. 71.
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Altparteien Neuparteien

CDU FDP PDS B90/Gr SPD

AM NM AM NM AM NM GM NM GM NM

Parteiamt

früher 60,4 37,9 58,6 27,3 39,9 13,8 40,5 26,4 65,1 21,4
aktuell 38,8 44,0 40,7 28,1 22,9 14,3 36,4 32,1 48,4 35,6
künftig 18,1 43,1 19,4 33,3 6,6 18,4 28,6 40,8 32,5 40,2

Wahlmandat

früher 41,5 37,9 52,1 29,4 29,1 19,4 50,0 19,3 52,5 26,4
aktuell 36,9 35,2 39,6 22,4 10,9 17,1 34,2 18,1 47,0 24,3
künftig 38,3 63,1 42,5 53,7 14,9 33,3 73,5 54,8 42,7 66,9

AM = Altmitglieder; NM = Neumitglieder; GM = Gründungsmitglieder.
Quelle: Eigene Umfragedaten.

Tabelle 17: Demokratiezufriedenheit und Links-Rechts-Einordnung bei Parteimitgliedern Sachsen-
Anhalts, unterteilt nach Alt-/Neuparteien und Parteigenerationen (Angaben in Prozent)

Altparteien Neuparteien

CDU FDP PDS B90/Gr SPD

AM NM AM NM AM NM GM NM GM NM

Links-Rechts-
Selbsteinschätzung

Links 9,9 5,4 19,7 22,9 99,1 100,0 90,2 84.5 79,0 77,6
Mitte 47,8 39,1 59,8 45,9 0,9 0,0 9,8 13,1 15,3 18,8
Rechts 42,2 55,5 20,5 31,1 0,0 0,0 0,0 2,4 5,8 3,6

Demokratiezufrieden-
heit* 66,8 62,5 50,3 55,3 5.8 0,0 18,0 35,3 ' 48,2 48,1

* Die Kategorien „sehr zufrieden“ und „eher zufrieden“ einer Vierer-Skala wurden zusammengefaßt.
Quelle: Eigene Umfragedaten.

seits gehören auch in Ostdeutschland gewerk­
schaftlich organisierte Arbeiter sowie Katholiken
mit hoher Kirchenbindung zur jeweiligen Kernmit­
gliedschaft der großen Parteien. Insoweit knüpfen 
CDU wie SPD an traditionelle Parteibindungen
wieder an. Indes scheinen die Faktoren „Klasse“

und „Konfession“ in ihrer die Binnenstruktur der
Parteien prägenden Kraft bereits wieder nachzu­
lassen, bevor sie sich noch in einer Westdeutsch­
land vergleichbaren Weise haben aufbauen kön­
nen. Ostdeutschlands Parteien sind also nicht
völlig, aber eben doch ein wenig anders.



Dieter Geulen: Politische Sozialisation der staatsnahen Intelligenz in der DDR

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/99, S. 3-14
Im Beitrag werden einige herausragende Ergebnisse einer empirisch-qualitativen Untersuchung des
Autors vorgestellt, die auf Gruppengesprächen mit Angehörigen der Intelligenz aus drei Altersgrup­
pen basieren. Thematischer Ausgangspunkt war die Feststellung, daß in der DDR einerseits das
Erziehungs- und Bildungssystem zentralstaatlich organisiert und einem bestimmten ideologischen
Erziehungsziel verpflichtet war, daß aber andererseits die tatsächlichen Sozialisationsprozesse, in
die sowohl Erfahrungen in der Kindheit und Familie wie mit der politischen Realität im Erwachse­
nenalter eingehen, diesen Zielen keineswegs entsprachen.

Die Ergebnisse zeigen ein gegenüber verbreiteten Vorurteilen und Stereotypen in mehreren Punk­
ten abweichendes und differenzierteres Bild: Selbst innerhalb der staatsnahen Intelligenz bestand
ein breites Spektrum von Typen des politischen Habitus, das von unkritischer Identifikation über
verschiedene Stufen innerer Distanzierung bis zu offener Kritik und Auflehnung reichte. Äußere
Konformität und innere Einstellung hängen nicht unmittelbar zusammen; erstere konnte sowohl mit
einer Identifikation als auch mit Gleichgültigkeit oder auch tiefreichenden Zweifeln Zusammenge­
hen. Bei zum Teil vehementer Kritik an Mißständen wurden jedoch die Grundlagen des Systems
selbst nicht in Frage gestellt. Der Untergang der DDR wird in personalisierenden Kategorien mit
einer auf Altersdemenz beruhenden Inkompetenz der Führungsspitze erklärt; ein eigener Anteil am
Geschehen wird nicht gesehen. Die Bundesrepublik Deutschland wurde als ein kapitalistisches
Land neben anderen mit einer entsprechenden ablehnenden Wertkonnotation wahrgenommen.

Die Ergebnisse deuten auf interessante Unterschiede zwischen den Altersgruppen hin. Um 1940
Geborene waren, auch wenn sie sich arrangiert haben, distanzierter, während um 1950 Geborene,
die in der Aufbauphase des Sozialismus sozialisiert worden waren, sich stärker mit der DDR identi­
fiziert zu haben scheinen. Die um 1960 geborenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Untersu­
chung sind besonders kritisch gegenüber der Parteikultur und der Führungsspitze, doch impliziert
dies nicht eine „prowestliche“ Einstellung, sondern ihren Anspruch, einen besseren Sozialismus zu
realisieren.

Margit Weihrich: Alltägliche Lebensführung im ostdeutschen Transformationsprozeß

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/99, S. 15-26
Entgegen der landläufigen Annahme, der ostdeutsche Transformationsprozeß folge einer gerichte­
ten Entwicklung, in deren Verlauf sich die DDR-Gesellschaft der bundesrepublikanischen anglei­
che, wird hier die prinzipielle Offenheit dieses Prozesses betont. Denn einer qualitativen Panel­
untersuchung zufolge, in der die Handlungen der betroffenen Akteure im Mittelpunkt der Analyse
stehen, passen sich die Menschen in den neuen Bundesländern nicht einfach den Erwartungen an, 
die das neue System an sie stellt. Vielmehr orientieren sie sich bei ihren Alltagsentscheidungen an 
ihrer alltäglichen Lebensführung - einem Regelsystem, das sie über die Zeit hinweg entwickelt
haben und das ihren Handlungen einen Zusammenhang gibt. Wir haben damit etwas vor uns, was
über die Turbulenzen des Transformationsprozesses hinweg stabil bleibt: Die Akteure ziehen ihre
alltägliche Lebensführung als Richtschnur für ihre Entscheidungen im neuen System heran. Das
aber hat Folgen: Letztendlich entscheiden die neuen Institutionen darüber, ob die etablierte alltägli­
che Lebensführung zum neuen System „paßt“.



Manuela Badur: Junge Frauen aus Ostdeutschland. Individualisierungsprozesse im Zuge
der deutschen Einigung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/99, S. 27-33
Fast zehn Jahre nach Öffnung der deutsch-deutschen Grenze und dem Beitritt der DDR zur Bundes­
republik kann eine erste Bilanz über die veränderten Lebensperspektiven von Frauen aus Ost­
deutschland gezogen werden. Dazu wurden am Institut für Soziologie der Universität Hamburg im
Rahmen einer empirischen Diplomarbeit Interviews mit jungen Frauen geführt, die kurz nach der
Grenzöffnung von Ost- nach Westdeutschland gezogen sind.

Die Ergebnisse der Untersuchung lassen sich in weiten Teilen im Sinne der Individualisierungsthese
von Ulrich Beck und Elisabeth Beck-Gernsheim interpretieren. Die staatlich forcierte DDR-typi-
sche weibliche Normalbiographie - bestehend aus früher Familiengründung und lebenslanger
Erwerbstätigkeit - wird in der Bundesrepublik abgelöst durch eine Pluralisierung der Biographie­
muster im jungen Erwachsenenalter. Es gibt einerseits mehr Gestaltungsspielräume bezüglich des
„eigenen Lebens“, andererseits jedoch auch Faktoren, die Biographien auf neue Weise standardisie­
ren, vor allem die Abhängigkeit vom Arbeitsmarkt.
Auffällig ist die Doppelorientierung der in der DDR sozialisierten Frauen im Hinblick auf berufli­
ches und familiäres Engagement. Diese beiden Lebensbereiche sind in der Bundesrepublik jedoch
nur schwer zu koordinieren, so daß diesbezügliche Pläne hier eher nacheinander verwirklicht wer­
den. Die Realisation des Kinderwunsches unterliegt außerdem ökonomischen Überlegungen. Damit
es Frauen und Männern gleichermaßen ermöglicht wird, familiäres und berufliches Engagement mit­
einander zu verbinden, ist der Ausbau von staatlich finanzierten Kinderbetreuungsmaßnahmen und
die Entwicklung von flexiblen Arbeitszeitmodellen erforderlich.

Bernhard Boll/Kimberly Crow/Bernd Hofmann/Everhard Holtmann: Sozialprofil und
Einstellungen der Mitglieder von Parteien in Ostdeutschland am Beispiel Sachsen-
Anhalts.
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/99, S. 34-45
Auf der Basis einer repräsentativen Befragung von Mitgliedern aller Parteien, die während der
ersten Wahlperiode im Landtag von Sachsen-Anhalt vertreten waren, zeichnet der Beitrag ein diffe­
renziertes Bild der sozialen Zusammensetzung und der politischen Einstellungen der Parteimitglied­
schaften im ostdeutschen Bundesland Sachsen-Anhalt. Hierbei geht der Beitrag insbesondere der
Frage nach, inwiefern sich verschiedene „Mitgliedergenerationen“ - hier unterschieden nach Alt-,
Gründungs- und Neumitgliedern der Parteien in Ostdeutschland - in bezug auf wesentliche sozial­
strukturelle und (partei-)politische Einstellungsmerkmale unterscheiden.
Im Ergebnis läßt sich zeigen, daß die politische Selbstverortung der Gründungsmitglieder nur teil­
weise in den Orientierungen heutiger Parteimitglieder eine Fortführung findet. Zudem werden eine
stärker politisch akzentuierte Beitrittsmotivation neuerer Mitglieder bei den Altparteien und eine
größere Bereitschaft zur innerparteilichen Partizipation der Gründungsmitglieder bei den 1989/1990 
gegründeten Parteien sichtbar.
Während sich die Vermutung einer besonderen Loyalität der PDS-Mitglieder gegenüber ihrer Partei
empirisch bestätigt, ist es andererseits bemerkenswert, daß sich die CDU als in weiten Teilen der
Mitgliedschaft konfessionell gebunden erweist und zugleich sich in der Richtung einer nicht mehr
ausschließlich christlich motivierten Grundorientierung zu entwickeln scheint. Weil sich insoweit
erwartete Angleichungen an bekannte Muster, aber auch bemerkenswerte Unterschiede in der Par­
teimitgliederstruktur beobachten lassen, ist der Schluß gerechtfertigt: Ostdeutsche Parteien sind
nicht völlig, aber eben doch ein wenig anders.
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